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Wohnuugsanfordernnge ».
Ä.

Eine Anforderung gemäß 8 4 , 6b kann nur dann erfolgen,
wenn das Mietamt vorher  rechtskräftig die Nichtangemessen-
heit des Entgeltes festgestellt hat . Zu einer solchen Feststellung
tm Nahmen des Anfordernngsvcrfatireiis ist das Mietamt nicht
berechtigt , da es nur in den Fällen der §8 10 und 18 der
Mieterschutzverordnung über die Angemessenheit des Mietzinses
entscheiden kann.

Abgesehen davon begründet eine Entscheidung über die
Angemessenheit des Zinses ohne Vernehmung mit den örtlichen
Verhältnissen vertrauter Auskunftspersonen einen Mangel des
Verfahrens . ' °

Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom 27 . April 1921
Z. 119, M.Abt. 15, 7341.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des Paul
G . in Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes IX der Stadt
Metz vom 8 . Oktober 1920 , Z . 327 , betreffend eine Wohnungs-
aufordcrung die angesochtene Entscheidung teils wegen mangelhaften
Verfahrens , teils als gesetzlich nicht begündet aufgehoben.

En tsch ei  d un gS  g rün  d e:  Mit der angefochtenen Entscheidung wurde
über den Einspruch des Beschwerdeführers gegen die Anforderung von zwei
Wohnraumen samt Nebenräumen der von ihm als Hauptmieter in Bestand
genommenen Wohnung erkannt : I . Es wird rechtskräftig fcstgcstellt , daß der
von Paul G . für die an Helen - Sch . untervermieteten Wohnräume der obbe-
zeichneten Wohnung , bestehend aus zwei Zimmern , Küche, Dienerzimmer , Bor-

titbenützung des Badezimmers einschließlich der MöbelbenUtzung,
Waschebeistellung und Beleuchtung geforderte Jahreszins von 32 .000 X ein offen«
bar üb -rmäßwer ist 2 . Auf Grund dieser Feststellung wird dem Einsprüche
hinsichtlich der angeforderten , unter 1 . bezeichneten Wohnräume keine Folge
gegeben . Begründet wurde diese Entscheidung wie folgt : Der geltend gemachte
AnforderungSgnind des Z 4, Punkt 6 b (übermäßig - Gegenleistung ), könne
slch nur aus die an Sch . in Untermiete gegebenen Wohnräume beziehen . Dieser

Anforderungsgrund sei auch vollkommen zutreffend , da Paul G . für die in
Untermiete gegebenen Wohnräume samt Ncbenleistungcn von der Untermieterin
einen JahreSzinS von 32 .000 X sich zusichern ließ , der das Zehnfache dcs von
ihm selbst für di - ganz - Wohnung bezahlten Jahreszinses von 3200 X be¬
trage . Nach § 2 d der Mieterschutzverordnung vom 22 . Oktober 1918 , R .-G .«
Bl . Nr . 381 , dürfe für einen Mietgegenstand , der im wesentlichen ohne Bei¬
stellung von Einrichtungsgegenständen beigcstellt werde , nur -in Mietzins ver¬
einbart werden , der den vom Hauptmieter zu entrichtenden Mietzins nicht
übersteige und es dürfe für andere Leistungen nur ein angemessenes Entgelt
vereinbart werden.

AuS dem Wortlaute der angefochtenen Entscheidung und den Akten er«
gibt sich, daß die Anforderung der Wohnräume ausschließlich aus dem Grunde
des A 4 , Absatz 1, Punkt 6 b der Kundmachung der niederösterreichischen
Landesregierung vom 30 . Juni 1919 , L.- G .-Bl . Nr . 160 , bestätigt wurde,
weil die Räume dem Untermieter gegen eine im Vergleiche zu dem vom
Hauptmieter zu entrichtenden Mietzinse unverhältnis hohe Gegenleistung über¬
lassen wurden und daß das Mietamt die in der Kundmachung geforderte rechts¬
kräftige Feststellung dieses Umstandes zu dem Zwecke, um die Voraussetzungen
dieses Anforderungsgrundes zu schaffen, im Rahmen des Anforderungsver¬
fahrens selbst vornahm.

Die Entscheidung des Mietamtes über die Angemessenheit eines solchen
Entgeltes kann jedoch nur unter den im Z 10 der Mieterschutzverordnung ge¬
forderten Voraussetzungen und » ach Durchführung des dort vorgeschriebcnen
Verfahrens gesällt werden . Bei den Anforderungen genügt die in der ange¬
fochtenen Entscheidung vorgenommene Feststellung der Nichtangemeffenheit des
Untermietzinses nicht . Bor allem lag zu einer Entscheidung über die Ange¬
messenheit der Höhe des Mietzinses nicht ein Antrag des Vermieters oder der
Mieterin vor . In ihrer Anzeige vom 20 . August 1920 bat Helene Sch . nicht
um eine solch- Entscheidung , sondern , wenn auch unter Hinweis auf die be¬
hauptete Unangemessenheit des Uiucrmietzinses , nur um die Anforderung der
Wohnung zu ihren Gunsten . Ader auch der Fall des 8 18 der Mieterschutz-
Verordnung war nicht gegeben ; die Entscheidung des Mietamt -- war nicht
etwa vom Bezirksgerichte , das über ein - Kündigungsklage zu erkennen gehabt
hätte , angerufen worden.

Davon abgesehen , ist aber die Entscheidung über die Angemessenheit des
Zmses gefällt worden , ohne daß hi -für eigene, mit den örtlichen Verhältnissen
vertraute Auskunftspersonen vernommen worden wären.

Der erste Ausspruch der angefochtenen Entscheidung über die Unange¬
messenheit deS Entgeltes beruht demnach auf mangelhaftem Verfahren . Da der
zweite Ausspruch , mit dem die von der Gemeinde ausgesprochene Anforderung,
für begründet erkannt wurde , sich lediglich auf jenen ersten Anspruch und eben
die Annahme gründet , daß das geforderte Entgelt nicht angemessen sei, erwies
die angesochtene Entscheidung in diesem Teile sich als gesetzlich nicht begründet.
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L.
1. Für das Vorhandensein einer Doppelwohnung ist es

nicht erforderlich , daß jede der zwei von einem Mieter inne-
gehabten Wohnungen dem gesamten Wohnungsbedürfnisse des
Wohnungsinhabers entspricht ; bas Erfordernis der Gleichwertig¬
leit ist durch Z 1 der Anfordcrungskundmachung nicht festgesetzt.

2 . Bei Anforderung einer Doppelwohnung hat die Gemeinde
zunächst den vom Betroffenen behaupteten Eigenbedarf zu prüfen.

Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom 8. April 1921,
Z . 2388 , M .Abt . 15 , 5586.

Der Berwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des Dr.
Johann F . in Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes XVII der
Stadt Wien (Senat für Wohnungsanforderungen ) vom 31 . Juli
1920 , Z . 159 . betreffend eine Wohnungsanforderung die angefochtene
Entscheidung wegen mangelhaften Verfahrens aufgehoben.

Entscheidungsgründe : Die vom Beschwerdeführer im Hause
Wien 17 . K .-Gasse 35 , gemietete , aus einem Kabinett und einer Küche bestehende
Wohnung Tür 10 wurde mit Bescheid des Wohnungskommifsärs vom 13 . Juli
1920 , Z .W . 531 , unter Berufung auf Z 4 , Punkt 2 der Kmidmachung der
niederösterreichischm Landesregierung vom 80 . Juni 1919 , L.-G .-Bl . Nr . 160,
als „ Doppelwohmmg « angefardert , weil Beschwerdeführer « ' dem, -Wen Sause
unbestrittenermaßen noch eine zweite Wohnung inne hat . Dieser Bescheid ist
der angefochtenen Entscheidung zufolge mit dem Verfügen aufrechterhaltm
worden , daß die angefordert - Wohnung von der Familie des Beschwerde,
führers nicht benützt w : rde und für eine aufzunehmende Hausgehilfin
reserviert bleiben solle. ^ ^

Der Berwaltungsgerichtshof war gegenüber der Beschwerde , welche den
Standpunkt vertritt , daß eine Doppelwohnung nur dann gegeben sei, wenn
jede der zwei von einem Mieter , beziehungsweise Hauseigentümer mnegehabtcn
Wohnungen dem gesamten Wohnungsbcdürfnifse des Wohnungsmhabers ent¬
spricht . der Anschauung , daß dieses Erfordernis der Gleichwertigkeit beider
Wohnungen durch ß 1 der Kundmachung nicht festgesetzt ist. Es genügt der
hier nicht bestrittene Tatbestand , daß zwei selbständig - Wohnungen innerhalb
desselben Wohnungsgebict -s sich in der Jnnehabung deS Beschwerdeführers

befinden .^ die Aufhebung der Entscheidung wegen Mangelhaftig.
k-it des Verfahrens erfolgen.

Im Einsprüche hatte Beschwerdeführer den Eigenbedarf geltend gemacht,
indem er behauptete , er benötige den Raum zur Unterbringung der Hausgehilfin.
Es hätte demnach , wie der Verwaltungsgerichishof schon in seinen Erkenntnissen
vom 9 . Juni 1920 , Z . 2354 , und vom 6 . Juni 1920 , Z . 2831 , ausgesprochen
und begründet hat , zunächst die Gemeinde im Sinne der 88 2 und 4 , Punkt 2
der Kundmachung über den behaupteten Eigenbedarf absprechen sollen . Statt
dessen hat die angefochtene Entscheidung ben Eigenbedarf verneint , das Mretamt
also eine Entscheidung getroff -n , die es in erster Instanz der Gemeinde über¬
läffen mußte.

S

Die Frage , ob eine Wohnung unzulässigerweise für
Bureauzwecke verwendet wird , das heißt im Sinne des H 2,
Absatz 1 der Verordnung vom 28 . April 1918 , R .-G .-Bl . Nr . 114,
ob sie schon vor der Kundmachung dieser Norm oder erst seit
einem späteren Zeitpunkte für andere als für Wohnzwecke benützt
wurde , lst eine Tatbestandfrage , di - die zur Anforderung berufenen
Behörden selbständig zu prüfen und zu entscheiden hatten . Die
Berufung auf eine Entscheidung der niederösterrelchischm Landes¬
regierung vermag eine solche selbständige Prüfung des Tat¬
bestandes nicht zu ersetzen und begründet daher einen Vcr-
fahrensmangel.

Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom 17 . Februar 1921,
Z . 346.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des Eugen P.
in Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes IV der Stadt Wien
vom 15 . Oktober 1920 . Z . 2l1/ä , betreffend eine Wohnungsanfordernng,
die angefochtene Entscheidung wegen mangelhaften Verfahrens auf¬
gehoben.

EntscheidungSgründ -:  Am 22 . Juli 1920 entschied da«
Wohnungsamt der Stadt Wien , daß die im Hause 4 . L.-Gasse 3 , Tür 7,
befindliche Wohnung im Grunde der Kundmachung der mederüsterrechlschen
Landesregierung vom 80 . Juni 1919 , L.-G .-Bl . Nr . 160 ° ng °s°rd -rt werde,
weil eS unzulässig sei, daß die Wohnung für Bureauzweck - benützt und dem
Wobnzwecke entzogen werde . (Der Wohnunzskomnnssär wies h-eb-r auf die
Entscheidung des Wohnungs - und Giedlungsamtes der Stadt Wien vom
25 . Juni 1920 hin , mit der unter Berufung auf die 88,2 , 3 und 4 der
Ministerialverordnung vvm 28 . März 1918 , R .-G .-Bl . Nr . 114 , dann 8 1 der
VollzugSanweisung des- deutschösterreichischen Staatsamtes für soziale Wer-

waltung vom 22 . Dezember 1919 , St .-G .-Bl . 6tl , und die Kundmachung der
niederösterreichischen Landesregierung vom 24 . April 1920 , L.-G .-Bl . Nr . 213,
ausgesprochen worden war , es sei unzulässig , daß jene Wohnung für Bureau-
zwcckc benützt und dem Wohnzwecke entzogen werde .) Mit der angefochtenen
Entscheidung gab das Mietamt IV der Stadt Wien dem Einsprüche gegen den
Anforderungsbescheid mit der Begründung keine Folge , daß der Ansorderungs-
grund des Wohnungskommissärs jedenfalls gegeben sei.

Die Frage , ob eine Wohnung unzulässigerweise für Burcauzwecke ver¬
wendet wird , das beißt im Sinne des 8 2 , Absatz 1 der Verordnung vom
28 - März 1918 , R .-G .-Bl . Nr . 114 , ob sie schon vor der Kundmachung dieser
Norm oder erst seit einem späteren Zeitpunkte für andere als für Wohnzwecke
benützt wurde , ist eine Tatbestandfrage , die dis zur Anforderung berufenen
Behörden selbständig zu prüfen und entscheiden hatten . Die Berufung auf
eine Entscheidung der niederösterreichischm Landesregierung vermag eine solche
selbständige Prüsung des Tatbestandes nicht zu ersetzen.

4 .
Es bedeutet einen Verfahrensmangel , wenn das Mietamt

von der Partei im Einsprüche behauptete , für die Frage der
Gesetzmäßigkeit der Anforderung relevante Tatumstände m der
abweislichen Entscheidung verneint zu haben , ohne daß die Akten
Ausschluß darüber böten , daß Feststellungen über jene Tatum¬
stände vorgenommen worden wären.

Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom 17 . Februar 1921,
Z . 348 , M .Abt . 15, 3024.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde der
Theresia W . in Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes V !I
der Stadt Wien vom 10 . August 1920 , Z . 279 , betreffend eine
Wohnungsanforderung die angefochtene Entscheidung wegen
mangelhaften Verfahrens aufgehoben.

Entscheidungsgründe:  Mit dem Bescheide des Wohnungs¬
kommifsärs für den 7 . Bezirk in Wien wurde unter Berufung auf das
Ergebnis der gepflogenen Erhebungen die in dem der Theresia W . gehörigen
Hause im 7. Bezirke , N .-Gasse 7, Tür 5 , befindliche , an Frau Pauline C.
vermietete Wohnung im Grunde der Kundmachung der niederösterrelchischen
Landesregierung vom 30 . Juni 1919 , L.-G .-Bl . Nr . 160 , angefordert , da
festgestellt erscheine, daß die Wohnung eine Doppelwohnung sei und als Ganzes
in Untermiete gegeben wurde . Die Hauseigentümerin meldete den Einspruch
an und erklärte , Beweise bei der mündlichen Verhandlung erbringen zu wollen.
Dem Einsprüche wurde aus den Gründen des Anforderungsbescheides keine
Folge gegeben . Hiezu wurde bemerkt , daß sich bei der mündlichen Verhandlung
ergeben habe , daß die Wohnungsinhaberin , Frau Pauline C ., eine Doppel¬
wohnung habe , indem sie im 18 . Bezirke , G .-Straße Nr . 114 , eine Wohnung
besitze, ferner , daß die Wohnung als Ganzes in Untermiete gegeben sei.
Hirmit seien die Voraussetzungen des 8 4 , Absatz 1, Punkt 2 und 6 a der
Kundmachung gegeben . Ueberdies sei von der Wohnungsinhaberin selbst ein
Einspruch nicht erhoben worden.

Feststellungen oder Erhebungen über eine Doppelwohnung und die
Tatsache der Untervermietung der Wohnung , die unter Wahrung deS Grund¬
satzes des Parteiengchörs vorgmommm worden wären , liegen aktenmäßig
überhaupt nicht vor . Allerdings scheint die Beschwerdeführerin nach der
Aktenlage selbst eine Anzeige wegen Astervermietung der Wohnung dem Miet¬
amte erstattet zu haben . Diese Anzeige zog sie aber am 18 . Juni 1920 mit
der Begründung zurück , daß ihre Anzeige auf falscher Information durch die
Hausbesorgerin beruht habe . Auf der sogenannten Aufnahmeschrift voin
24 . Juni 1920 findet sich wohl eine Bleistiftnotiz des Wohnungskommifsärs,
wonach eine Doppelwohnung gegeben sei und die Wohnung in der N .-Gafse
als Ganzes untervermietet sei. Erhebungen sind aber nach dieser Aufnahme¬
schrift nicht vorgenommen worden und sie trägt auch keine Unterschrift.

Im Einsprüche kündigte die Hauscigentümerin ihre Beweisanbote für die
mündliche Einspruchsverhandlung an und sie rügt in der Beschwerde , daß ihre
zur Dartuung des Fehlens eines DoppelwohnungsverhältniffeS und des Um-
standes , daß keine Untermiete vorlieg -, angebolenen Beweise nicht durchgeführt
worden seien. Eine Niederschrift über den Verlauf der Einspruchsverhandlung
wurde nicht ausgenommen . Aber auch sonst findet sich darüber kein Akten¬
vermerk . Angesichts besten hat der Verwaltungsgerichtshof an der schon
in seinem Erkenntnisse vom 2 . Oktober 1920 , Z . 4083 , ausgesprochenen
Anschauung sefigehalten , daß , wenn im Einspruch - von der Partei für die
Frage der Gesetzmäßigkeit der Anforderung relevante Tatumstände behauptet
(hier sogar unter Beweis gestellt) wurden , die von der abweislichen Ent¬
scheidung des Mietamtes verneint werden , ohne daß die Akten einen Aufschluß
darüber bvt ' N, daß Feststellungen über jene Tatumstände vorgenommm worden
wärm und wenn die Beschwerde jene Behauptungen wiederholt , die ange-
sochtme Entscheidung wegen mangelhaften Verfahrens aufgehoben werden muß.

s.
Es begründet einen Mangel des Verfahrens , wenn über

die Einwendung , dem Hauseigentümer sei anläßlich des Haus¬
ankaufes mit Rücksicht auf die erforderlichen Reparaturen ein
Preisnachlaß gewährt worden , keine Erhebung gepflogen wurde,



75

Weil ein solcher behaupteter Preisnachlaß ein Beweis dafür sein
kann , daß das Haus sich in einem verwahrlosten Zustande befand
und die Kosten der Reparaturen nicht bloß als laufende Er¬
haltungsauslagen im Sinne der Mieterschutzverordnung zu be¬
trachten sind.

Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom 23 . April 1921,
Z . 2703 . M .Abt . 15 , 6022/21.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des
Rudolf B . und des Vitalis H . in Wien gegen die Entscheidung
des Mietamtes für den 18 . Bezirk in Wien vom 20 . Juni 1920,
Z . 162 , betreffend eine Mietzinserhöhung die augefochtene Ent¬
scheidung wegen mangelhaften Verfahrens aufgehoben.

Entscheidungsgründe : Mit der angefochtenen Entscheidung
wurde die zum Augusttermin 1920 vorgenommcne Mietzinserhöhung sür die
Wohnungen iin Hause Wien , 18 . H .-Gaffe 27 , um 87 Prozent gemäß 88 2
und 10 der Mieterschutzverordnung für zulässig , und zwar von den zu Beginn
der Wirksamkeit der Mieterschutzverordnung (Jänner 1917 ) bestandenen Miet¬
zinsen erklärt , da der Vermieter in der Lage war , eine Erhöhung der regel¬
mäßigen jährlichen Auslagen für die Erhaltung und Verwaltung des Hauses
nachzuweisen . Diese betragen einschließlich der öffentlichen Abgaben 10 .866 L.
Bei der gleichmäßigen Austeilung dieser Mehrauslagen auf die einzelnen
Mietzinse wurde als Gesamtzins des Hauses der Betrag von 10 .550 L
zugrundegelegt . Die Steigerung erscheine demgemäß als gerechtfertigt.

Die Beschwerde bemängelt demgegenüber das Verfahren , weil nicht
erhoben worden sei, ob nicht durch einem angeblichen Preisnachlaß anläßlich
des Ankaufes des Hauses im Jahre 1917 di - auf die Parteien überwälzten
Reparaturen bereits gedeckt find . Ferner sei die Ueberprüfung der Abrechnungen
nicht möglich gewesen , weil die Kostenvoranschläge , auf die hingewiesen wurde,
nicht vorgelegt worden find , ebensowenig die Prüfung der tatsächlichen Vor¬
nahme einzelner Reparaturen . In sachlicher Beziehung wird behauptet , daß es
sich um außerordentliche Auslagen handle , die überdies auf einen zu kurzen
Termin verteilt worden seien.

Der Verwaltungsgerichtshof hat nachstehendes erwogen:
Was die Einwendung der Mangelhaftigkeit des Verfahrens aus dem

Grunde anbelangt , daß die Ueberprüfung der Richtigkeit der sür die zur An¬
rechnung gebrachten Reparaturen eingesetzten Pauschalbeträge nicht möglich
war , weil entsprechende Belege und insbesondere die Voranschläge , aus welche
sich die Berechnungen mehrfach beziehen , nicht Vorlagen , so vermochte der Ver¬
waltungsgerichtshof diesen Mangel nicht festzustellen . Speziell die Vorlage der
Kostenvoranschläge erschien für dis Beurteilung der Zulässigkeit der Anrechnung
der Ausgaben nicht erforderlich , zumal die Angemessenheit der angewiesenen,
sür die Erhaltung und Verwaltung des Hauses notwendigen Auslagen auch
ohne diese Voranschläge überprüft werden konnte.

Was aber die Einwendung betreffend dir unterbliebene Vorlage sonstiger
Belege anbelangt , so führt die Beschwerde nicht an , welche Ausgabsposten und
inwieweit diese als nicht anrechenbar angesehen werden , was angesichts des
Umstandes , daß eine Zusammenstellung der Auslagen den Akten beiliegt und
der Entscheidung zugrunde gelegt worden ist, gewiß möglich gewesen wäre.
Daher mußte der Gerichtshof die diesfällige Einwendung als nicht hinreichend
konkretisiert im Sinne des Z 13 seines Gesetzes als unzulässig zurückweisen.
Das Gleiche gilt bezüglich der Behauptung , daß gewisse Auslagen gar nicht
gemacht worden seien.

Belangend aber die Anfechtung der Anrechenbarkeit der Auslagen in
sachlicher Beziehung , so erwog der Verwaltungsgerichtshof , festhaltend an seiner
im Erkenntnisse vom 17 . Juni 1920 , Z . 2439 , näher dargelegten Rechts¬
anschauung , daß die Feststellung und allfällige Aufteilung nachgcwiesener Aus¬
lagen , welche die Grundlage der Mietzinserhöhung zu bilden haben , auch im
Bereiche des § 2 der Mieterschutzverordnung in das auf Grund sachlicher
Würdigung der maßgebenden Verhältnisse zu übende freie Ermessen der zu-
ständigen Behörde fallen und vom Verwaltungsgerichtshofe nur in der Richtung
überprüft werden können , ob die Ermittlung der nach Kriegsbeginn ein¬
getretenen Erhöhungen in einem formell einwandfreien , insbesondere dem
Grundsätze des Parteiengehörs Rechnung tragenden Verfahren erfolgt ist. Da
aber die gegen das Verfahren zur Ermittlung der anrechenbaren Auslagen
vorgebrachten Einwendungen , soweit diese nach Obigem der hiergerichtlichen
Ueberprüfung unterzogen werden konnten , sich als unbegründet erwiesen haben,
mußten die in der Sache selbst vorgebrachten Beschwerdeeinwendungen als
unzulässig nach 8 3, lit . s des Verwaltungsgerichtshofgesetzes zurückgewiesen
werden.

Dagegen erachtete der Gerichtshof die Bemängelung der Unterlassung von
Erhebungen darüber , daß der Hauseigentümerin anläßlich des Hausankauses
ein Preisnachlaß mit Rücksicht auf die erforderlichen Reparaturen gewährt
worden sei, als begründet . Diese Einwendung mußte der Gerichtshof dahin
deuten , daß der eventuelle Preisnachlaß ein Indiz dafür bilde , daß das Haus
in einem vernachlässigten Zustande sich befand und die Kosten der Reparaturen
nicht bloß als laufende Erhaltungsauslagen im Sinne der Micterschntz-
verordnung zu betrachten seien. Es ist nämlich , wie der Gerichtshof in seinem
Erkenntnisse vom 3. Februar 1921 , Z . 651 , näher ausführte , nicht statthaft,
daß der Hauseigentümer die Kosten der Wiederherstellung eines vernachlässigten
Hauses durch Steigerung des Mietzinses von den Mietern h -reinbringt . Es
mußte daher festgestellt werden , ob die zur Anrechnung gebrachten Arbeiten
tatsächlich nur die Verwaltung oder Erhaltung des Hauses im Sinne des
§ 2 , Punkt 1 der Mieterschutzverordnung betrafen oder ob sie nicht darüber
hinaus sich ans die Wiederherstellung eines vernachlässigten Hauses bezogen haben.

«
Es begründet keinen Verfahrensmangel und auch keine

Gesetzwidrigkeit , wenn die belangte Behörde auf die von der
Beschwerdeführerin angebotenen Beweise über die Richtigkeit der
von ihr aufgestellten , durch faßbare Tatsachen nicht gestützten
Behauptung nicht eingeht , daß sie trotz des Inhaltes eines
Schreibens , in dem der Ausdruck der ernsten Absicht , die
Wohnung zu vermieten , diese Absicht nicht gehabt , oder aber
nachträglich geändert habe , zumal die angebotenen Beweise in
der Zeugenschaft der Kinder der Beschwerdeführerin bestehen.

Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom 8. April 1921 , Z.
2339 , M .Abt . 15 , 5582.

Der Verwaltungsgerichtshof hat die Beschwerde der Anna
P . in Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes für den
6. Bezirk der Stadt Wien vom 9. September 1920 , Z . 508/20,
betreffend eine Wohnungsanforderung als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:  Bei den Akten liegt ein mit dem Namen
A . P . (Beschwerdeführerin führt den Namen P .) unterfertigtes Schreiben von
Wien , den 13 . Juli 1920 , in dem die Schreiberin des Briefes einer aus dem
Inhalte des Schreibens nicht zu bestimmenden Person unter Berufung auf
eine Annonce wegen Uebersiedlung in einen anderen Staat ihre reichlich ein¬
gerichtete Wohnung , bestehend aus zwei großen lichten Zimmern , geräumigem
Vorzimmer , geschloffenem Klopfbalkon , Küche, Hellem Dienerzimmer und großer
Heller Speise , die auch als Badezimmer verwendet werden könnte , unter
Hervorhebung ihrer Vorzüge anbietet . Zum Schluffe findet sich der Beisatz,
daß Möbel reichlich vorhanden seien , auch ein schönes Service . Preis 150 .000 L
bis 200 .000 L je nach Ablöse . Die angegebene Adresse 6. G .-Straßc stimmt
mit der in der verwaltungsgerichtlichen Beschwerde angegebenen Wohnungs-
adreffe der Beschwerdeführerin überein . Außerdem erliegt bei den Akten ein
bei der Bezirksvertretung des 1 . Bezirkes ausqenommenes Protokoll vom
23 . Juli 1920 , demzufolge eine gewisse Adele Sch . in Vertretung des Josef
M . die Zuweisung der Wohnung Tür Nr . 8 der Beschwerdeführerin in dem
früher bezeichneten Hause unter Berufung auf den Umstand anfordert , daß
die Beschwerdeführerin in zirka 14 Tagen nach Jugoslavien zu übersiedeln
und ihre Wohnung samt Einrichtung um 150 .000 L bis 200 .000 L zu
verkaufen beabsichtige.

Mit Bescheid des Wohnungsamtes der Stadt Wien für den 6 . Bezirk
vom 20 . Juli 1920 , Z . 508 , wurde diese Wohnung auf Grund des 8
Absatz 1, Punkt 6 a der Kundmachung vom 30 . Juni 1919 , L.-G .-Bl . Nr . 160,
angefordcrt , weil festgestellt erscheine, daß die Wohnungsinhaberin beabsichtige,
die Wohnung zur Gänze in Untermiete zu geben.

In ihrem gegen diese Anforderung erhobenen Einsprüche gab Beschwerde¬
führerin an , daß sie allerdings vor einiger Zeit die Absicht hegte , nach Jugo-
slavien zu überstedeln , weshalb sie auf eine Annonce des „ Tagblattes - ant¬
wortete , worauf drei Herren in ihre Wohnung kamen . Damals habe sie
noch nicht gewußt , ob die Möglichkeit bestehe, die Uebersiedlung zu vollziehen
und dies den drei Herren mitgeteilt . In der Zwischenzeit habe ste aber erfahren,
daß dort die Wohnungsverhältniffe noch ärger seien als in Wien , weshalb sie
die Ueberstcdlungsabsicht aufgegeben habe . In der Tat habe ste mit niemandem
mehr unterhandelt , sondern sei in der Wohnung geblieben . Ueber die Richtigkeit
dieser Angabe bot sie den Beweis durch Drago und Margit P . an.

Mit der angefochtenen Entscheidung verwarf das belangte Mietamt
diesen Einspruch , weil die Absicht der Wohnungsinhaberin , die fragliche
Wohnung zur Gänze in Untermiete zu geben , durch das dem Akte beiliegende
schriftliche Anbot der Wohnungsinhaberin außer Zweifel gestellt , somit der im
angefochtenen Bescheide angezogene Anforderungstitel gegeben erscheine.

In der Beschwerde wird als Berfahrensmangel gerügt , daß der von
der Beschwerdeführerin in der Verhandlung vor dem Mietamte angebotene
Beweis darüber , daß sie den der Entscheidung zugrundeliegenden Brief nur
deshalb schrieb, um zu ermitteln , ob sie die Wohnung verkaufen könnte , um
den Möbeltransport nach Agram für den Fall zu ersparen , wenn ihr in
Agram wohnender Sohn ihr befriedigende Auskünfte über die Möglichkeit der
Uebersiedlung nach Agram erteilen sollte , vom Mietamte abgelehni und nur
auf Grund des Inhaltes des Schreibens entschieden wurde.

Es liege aber außerdem eine Gesetzwidrigkeit vor , weil der zur An¬
wendung gebrachte Wohnungsanforderungsgrund nicht schon dann gegeben
sei, wenn der Wohnungsinhaber die in seiner Wohnung befindlichen Möbel
verkaufen wolle , sondern nur dann , wenn bewiesen sei, daß die Wohnung zur
Gänze in Aftermiete gegeben werden solle . Im vorliegenden Falle habe der
als Zeuge einvernommene Herr angegeben , daß Bestimmtes gar nicht ab¬
gemacht worden sei, daß erst , wenn eine Einigung über den Preis der Möbel
erzielt worden wäre , Verhandlungen wegen Ueberlassung der Wohnung durch
den Hauseigentümer hätten gepflogen werden müssen , beide Teils somit klar
darüber gewesen seien, daß ohne Einverständnis des Hauseigentümers eine
Vermietung der Wohnung nicht hätte erfolgen können.

Der Gerichtshof konnte darin , daß die belangte Behörde in dem Inhalte
des Schreibens der Beschwerdeführerin vom 13 . Juli 1920 den Ausdruck der
ernsten Absicht, die Wohnung zu vermieten , erblickt hat , weder eine Gesetz¬
widrigkeit , noch einen Berfahrensmangel erblicken . Auch darin liegt nach
Ansicht des Gerichtshofes weder eine Gesetzwidrigkeit , noch ein Mangel des
Verfahrens , daß die belangte Behörde auf die von der Beschwerdeführerin
angebotenen Beweise über die Richtigkeit der von ihr aufgestellten durch
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faßbare Tatsachen nicht gestützten Behauptung nicht eingegangen ist, daß sie
trotz des Inhaltes des Schreibens die Absicht , die Wohnung zu vermieten,
nicht gehabt oder nachträglich geändert habe , zumal die angebotenen Beweise
in der Zeugenschast der Zinder der Beschwerdeführerin bestehen.

7 .
Der Magistrat ist in Handhabung der Ministerial-

verordnung vom 18 . März 1918 , R .-G .-Bl . Nr . 114 , an die
Entscheidung des Mietamtes , mit der eine Wohnungsanforderung
mit Rücksicht auf die beruflichen und Familienverhältnisse des
Wohnungsinhabers behoben wurde , nicht gebunden.

Die Beurteilung der im Z 3 der berufenen Ministerial-
verordnung für die Verwendung von Wohnungen zu Geschäfts-
zwcckm festgesetzten Voraussetzungen , das ist des Vorhanden¬
seins wichtiger Gründe , ist dem freien Ermessen der zuständigen
Behörde überlassen.

Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom 3 . März 1921,
Z . 1428 , M .Abt . 15, 4278/IV.

Der Verwaltungsgerichtshof hat die Beschwerde des K, D.
in Wien gegen die Entscheidung der niederösterreichischen Landes¬
regierung vom 20 . August 1920 , Z . VI/1185 , betreffend die
Verwendung von Wohnräumen zu Geschäftszwecken teils als
unzulässig , teils als unbegründet , abgewiesen.

Entscheidungsgründe:  Der Beschwerdeführer hat beim Wiener
Magistrate das Ansuchen gestellt , daß ihm die Verwendung der von ihm
gemieteten Wohnung Tür 8 im Hause Wien H .-Straße 110 , bestehend aus
Kabinet und Küche, für Geschäftszweck - gestattet werde . Diesem Ansuchen gab
der Magistrat mit der Begründung keine Folge , weil in Anbetracht deS außer¬
ordentlichen Bedarfes an Wohnungen für Wohnzwecke die vorgebrachlen
Gründe als nicht hinreichend wichtig im Sinne des H 2 der Ministerial-
Verordnung vom 28 . März 1818 , R .-G .-Bl . Nr . 114 , angesehen werden
können . Der dagegen eingebrachten Berufung gab die niederästerreichische
Landesregierung mit der Entscheidung vom 31 . Juli 1920 , Z . VI/1185 , auf
den Gründen der angefochtenen Entscheidung keine Folge.

Dies - Entscheidung wird als gesetzwidrig bekämpft , weil sie mit dem
rechtskräftigen Erkenntnisse des Mietamtes Wien XVII vom 2. Juni 1920,
Register 114 , womit eS seinem Einsprüche gegen die Anforderung dieser
Wohnung Folge gegeben hatte , in Widerspruch stehe und die für die Um¬
wandlung geltend gemachten Gründe (Begründung einer Existenz zwecks
Erhaltung der Familie ) als nichtig anzusehen seien. Di - erstbezeichnete Ein¬
wendung mußte der Verwaltungsgerichtshof als unbegründet erkennen . Denn
für die Anforderung von Wohnungen im Gebiete des Landes Niederösterreich
ist die Kundmachung der niederösterreichischen Landesregierung vom 30 . Juni
1919 , L.-G .-Bl . Nr . 160 , maßgebend und diese hat die Ausübung des An-
forderungsrechtes den Gemeinden als autonomen Behörden I . Instanz und
die Entscheidung über Einsprüche dagegen den Mietämtern , beziehungsweise
wo solche nicht bestehen , den Politischen Bezirksbehörden 1 . Instanz übertragen.
Das Mietamt Wien XVII hat daher mit der vom Beschwerdeführer berufenen
Entscheidung vom 2. Juni 1920 lediglich darüber abgesprochen , ob die Vor¬
aussetzungen für die Anforderung der Wohnung nach Maßgabe der Be¬
stimmungen der erwähnten Kundmachung vorliegen , beziehungsweise ob bei
Berücksichtigung der persönlichen und beruflichen Verhältnisse des Wohnungs-
inhabers dem Einsprüche Folge zu geben sei. Die nunmehr angefochtene Ent¬
scheidung hat dagegen die Frag - zum Gegenstände , ob nach den Bestimmungen
der Ministerialverordnung vom 28 . März 1S ! 8 , R .-G .-B . Nr . 114 , der Voll¬
zugsanweisung des Slaatsamtes für soziale Verwaltung vom 22 . Dezember
1919 , St .-G .-Bl Nr . 611 , und der Kundmachung der niederösterreichischen
Landesregierung vom 24 . April 1920 , L.- G .-Bl . Nr . S13 , die Verwendung
einer Wohnung für Geschäftszwecke als unzulässig erachtet werden könne . Zur
Entscheidung der letztbezeichneten Frage waren nach den eben erwähnten Vor¬
schriften in erster Instanz der Magistrat als politische Behörde 1. Instanz und
in zweiter Instanz die Landesregierung berufen , die an eine von anderen
Behörden über eine andere Frage gefällte , wenn auch rechtskräftige Ent¬
scheidung nicht gebunden sein konnten.

In der Sache selbst vermochte der Verwaltungsgerichtshof gemäß § 3,
lit . o des Verwaltungsgerichtshofgesetzes in eine Ueberprüfung der ange¬
fochtenen Entscheidung nicht einzugehen , weil die Beurteilung der im Z 2 der
Ministerialverordnung vom 28 . März 1918 , R .- G .-Bl . Nr . 114 , für die Ver¬
wendung von Wohnräumen zu Geschäftszwecken festgesetzten Voraussetzungen,
das ist der Vorhandenseins wichtiger Gründe , dem freien Ermessen der
zuständigen Behörde anheim gegeben ist.

8 .
Verwaltungsgerick ^ shoferkenntnis vom 28 . Februar 1921,

Z . 1325 , M .Abt . 15 , 3308.
Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des Adolf

A. in Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes für den 3 . Wiener
Gemeindebe ' irk vom 30 . Oktober 1920 , Z . 213/11 , betreffend An -"

fordernng einer Wohnung die angefochtene Entscheidung wegen mangel¬
haften Verfahrens aufgehoben.

Entscheidung ? gründe:  Die am 18 . August 1920 beschlossene
Anforderung der ganzen vom Beschwerdefübrer gemieteten Wohnung wurde
mit der angefochtenen Entscheidung aus dem doppelten Grunde aufrechterhalten,
daß sie zwar zum Bewohnen eingerichtet sei, aber vom Beschwerdefübrer tat¬
sächlich nicht benützt werde , dann daß der Beschwerdeführer die ganze Wohnung
— im maßgebenden Zeitpunkte — in Untermiete zu geben beabsichtigt habe.
(st 4 , Punkt 3 , lit . L , und Punkt 6 , lit . » der Kundmachuna der nieder¬
österreichischen Landesregierung vom 30 . Juni 1919 , L.- G .-Bl . Nr . 160 .)

Beide Tatbestandsaufnahmen stehen jedoch nicht im Einklänge mit den
Ergebnissen des Verfahrens vor dem Mietamte und den vom Beschwerdeführer
schon mit seinem Einsprüche gelieferten Nachweisungen . Denn einerseits liegt
vor , daß der Beschwerdefübrer auch während seines mebrmonatlichen Aufent¬
haltes in seinem Sommersitze auf dem Lande diese seine Wiener Wobnung
regelmäßig jede Woche oder doch mindestens einmal innerhalb von je 14 Tagen
besucht hat , anderseits aber , daß er gerade zur Zeit (18 . August ) , da die An¬
forderung beschlossen und als der bezügliche Bescheid ihm bekannt wurde,
19 . August , den größeren Teil dieser Wohnung , also nicht die ganze Wohnung,
schon in Untermiete gegeben hatte (am 17 . August ), so daß von einem Nach¬
weise des Fortbestandes seiner früher allerdings erwiesenermaßen vorhandenen
Absicht, die ganze Wohnung weiterzuvermieten , unmöglich dir Rede sein konnte,
noch weniger davon , daß . wie H 4, Punkt 6, lit . a, vorausgesetzt , die Ge¬
meinde Wim eine solche Absicht festgestellt hätte.

9 .

Aus dem Umstande , daß die Wohnung der verstorbenen
Hauseigentümerin von ihrem mit Vollmacht ausgewiesenen Ad¬
ministrator mit den darin befindlichen Möbeln gegen einen -
monatlichen Zins vermietet werde , kann noch nicht geschlossen
werden , daß es sich um eine Untermiete handle ; zur Begründung
einer Untermiete ist stets der Bestand eines Hauptmietverhält¬
nisses notwendig.

VerwaltungsgerichtshoferkenntniS vom 22 . Februar 1921,
Z . 1121 , M .Abt . 15 , 3263.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde der Erben
nach Rosa St . in Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes für
den 9 . Bezirk der Stadt Wien vom 15 . Juni 1920 , Z . Reg .M . 129
und 134 , betreffend eine Wohnungsanforderung die angefochtene Ent¬
scheidung als gesetzlich nicht begründet aufgehoben.

Entscheidungsgründe:  Eine von Joses W . im Hause der Be¬
schwerdeführer innegehabte Wohnung wurde vom Wohnungskommissär für den
9 . Bezirk der Stadt Wien gemäß H 4 , Absatz 1, Punkt 6 u und d der Kund¬
machung der niederösterreichischen Landesregierung vom 30 . Juni 1919 , L.-G -
Bl . Nr . 160 , angefordert , weil festgestellt erscheine, daß diese Wohnung zur
Gänze in Untermiete vergeben sei und gegen eine übermäßige Entlohnung
vermietet wird . Ueber den vom Hausadministrator Rudolf M . erhobenen Ein¬
spruch , in dem ausgeführt wurde , daß diese nur einen Teil der Wohnung
Nr . 9 darstellende Wobnung nicht in Untermiete gegeben , sondern von Rudolf
M ., der die bis dahin von der verstorbenen Rosa St . benützte Wohnung
niemals gemietet hatte , lediglich in seiner Eigenschaft als Hausadministrator
an Josef W . als Hauptmieter vermietet worden sei, fand am 15 . Juni 1920
die Verhandlung vor dem Mietamte statt , bei welcher der Anforderuttgsgrund
nach Punkt 6 b mangels besonderer Vorentscheidung eines Zinssteigerungs-
senates ausgeschieden , im übrigen aber dem Einsprüche keine Folge gegeben
wurde , weil der Senat zur Überzeugung gelangte , daß die Wohnung Nr . 9
seinerzeit von Rudolf M . dem Josef W . zur Gänze in Untermiete gegeben
worden sei, waS insbesondere ans einer als echt anerkannten Abschrift eines
Briefes erschlossen wurde , laut dessen Josef W . dem Rudolf M . bestätigte , von
ihm eine möblierte Wohnung gegen jederzeitigc monatliche Kündigung gemietet
zu haben.

In der Hiergerichts eingebrachten Beschwerde wird zwar zugegeben , dcß
Rudolf M . dem Joses W . einen Brief gegeben habe , in welchem von Unter¬
miete die Rede ist, dies aber damit erklärt , daß er geglaubt habe , daß eine
mit Benützung der Möbel vermietete Wohnung unvermietet sei, im übrigen
aber , wie schon im Einsprüche geltend gemacht , daß Rudolf M ., der niemals
in der Wohnung Nr . 9 gewohnt habe , bei deren Vermietung an Josef W.
nur als Administrator gehandelt habe . Der Anforderungsgrund würde , wie in
der Beschwerde weiter ausgeführt wird , aber auch dann , wenn es sich um eine
Untermiete handeln würde , nicht zutreffen , weil nur ein Teil der von der der-
storbenen Hauseigentstmerin benützten einheitlichen Wohnung an Josef W . ab¬
gegeben wurde.

Der Verwaltungsgerichtshof fand die Beschwerde begründet , weil die on-
gefochtene Entscheidung hinsichtlich des Begriffes der Untermiete auf einer
irrigen Rechtsanschauung beruht . Sie glaubt , eine Untermiete schon deshalb an-
nehmm zu können , weil Rudolf M . kraft einer Vollmacht , die er von der
verstorbenen Hauseigentümerin Rosa St . hatte , nach deren Ableben die von
ihr benützte große Wohnung in ihre ursprünglichen topographischen Bestand¬
teile zerlegt und die Wobnung Nr . 9 mit den darin befindlichen Möbeln oder

-doch einem wesentlichen Teile derselben gegen 500 X monatlich an W . unter-
. vermietet Haie und weil in kem in Rede stehenden eleganten Teile des 9 . Be-
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zirkes die monatliche Wohnungsmiete nicht die übliche für den Abschluß von
Hauptmieten mit dem Hauseigentümer sei. Die Entscheidung übersieht , daß die
Annahme einer Untermiete stets den Bestand eines Hauptmieiverhältniffes zur
Voraussetzung bat und daß deshalb die aus dem Grunde des ß 4 , Absatz I,
Punkt 6 a, erfolgte Anforderung der von Josef W . innegehabten Wohnung
nur dann hätte aufrecht erhalten werden können , wenn sestgestellt gewesen wäre,
daß Rudolf M . oder eine andere Person die fraglichen Wohnungsbestandteile
von den Erden der Ro !a St . gemietet und an Josef W > untervermietet hätte.
Daß Rudolf M . sich selbst bei Abschluß des Vertrages mit Josef W .. sei es
aus welchem Grunde immer , des Ausdruckes „Untermiete " bediente , reicht
nicht hin , die Annahme , daß eine Untermiete vorlag , zu begründen , weil es
nicht auf dessen subjektive Auffassung , sondern darauf ankam , ob ein Haupt¬
mieter vorhanden und insbesondere , ob Rudolf M . als solcher onzusehen war
und in dieser Eigenschaft und nicht als Administraior des Hauses den Mit¬
vertrag mit Josef W. abgeschloffen hat . Eine solche Feststellung lag dem M -et-
amte nicht vor , wie sich aus den Gründen der angefochtenen Entscheidung
ergibt , die keinen Zweifel darüber läßt , daß das Mietamt rechtsirngerweise
schon die oben angeführten Umstände als solche ansah , die den Joses W . nicht
als Mieter , sondern als Untermieter erscheinen laste ». Auf die Frage , ob für
den Fall der Annahme einer Untermiete auch der für die Anforderung weiter
erforderlich - Umstand , daß die Wohnung zur Gänze untervermietet war , vor-
liegen würde , brauchte bei diesem Sachftande nicht eingegangcn zu werden.

SO.
1. Dem Mietamte steht , wie jeder zur Entscheidung im

Jnstanzenzuge berusenen Verwaltungsbehörde nicht bloß das
Recht der Aufhebung , sondern auch der Abänderung der be¬
kämpften Entscheidung zu, wenn es von derselben Tatbestand¬
aufnahme au -geht , auf der die ursprüngliche Wohnungs¬
anforderung beruht.

2 . Eine Anforderung überzähliger Wohnräume erscheint auch
dann gerechtfertigt , winn die einzelnen Wohnräume einen ab¬
gesonderten Zugang vom , Stiegengange aus nicht besitzen und
einen solchen auch durch bauliche Aendernngen nicht erhalten
können . Die Erwägung der Erfahrungstatsache , daß in der
weitaus überwiegenden Zahl aller Wohnungen die einzelnen
Wohnräume einen gesonderten Zugang vom Stiegengange aus
nicht besitzen, führt zu der Einsicht , daß die Förderung der
Möglichkeit der Sonderung der Benützung sich nur auf die
einzelnen Wohnräume selbst bezieht , nicht aber auch auf die
Nebenränme , daß vielmehr , wo dies unvermeidlich ist, mit den
überzähligen , gesondert zu benützenden Wohnräumen auch die
Mitbenützung einzelner für deren Benützung unentbehrlicher
Nebenräume , angefordert werden muß.

Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom 5. März 1921,
Z . 1370 , M .Adt/15 , 3738.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde der
Sophie E . in Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes IX der
Stadt Wien vom 9. September 1920 , Z . 34 , betreffend die An¬
forderung mehrerer Räume ihrer Wohnung die angefochtene Entscheidung
wegen mangelhaften Verfahrens aufgehoben.

Entscheidungsgründe:  Di - Beschwerde wendet sich zunächst
dagegen , daß das Mietamt sich berechtigt gehalten hat , über den Einspruch
gegen die auf die ganz - Wohnung der Beschwerdeführerin gerichtete An¬
forderung dahin zu entscheiden , daß di- Anforderung zwar nicht der ganzen
Wohnung aufrechterhalten werde , wohl aber hinsichtlich dreier Wohnräume , die
zu der Wohnung gehören , in Kraft bleiben solle . Dies bedeute eine « mderung
des Gegenstandes der Anforderung , di - dem Mietamle nicht zustehe . Diese
Einwendung ist unzutreffend . Es steht , Wie anderen zur Entscheidung im
Rechtszug - berufenen V -rw - ltungsbehörom nicht bloß die Aufhebung , sondern
auch di - Abänderung der von ihnen bekämpften Entscheidungen zusteht , so auch
den Mietämtern zu , dann , wenn sie von derselben Tatbestandsannahme aus-
gehen , auf der die Wohnungsansorderung beruht — wie im vorliegenden Falle
der , daß die Wohnung überzählige Wohnräume enthält — gleichzeitig mit der
teilweifen Aufhebung der Anforderung auf den im Einsprüche gestellten An¬
trag , zum anderen Teile die Anforderung aufrecht zu erhalten , somit also auch
dm Gegenstand einer Anforderung von einer ganzen Wohnung auf einzelne
Wohnräume einzuschränkcn.

Dagegen erwies sich die Beschwerde als begründet , msof -rne sie die
ErgänzungSbedürftigkeit der der Entscheidung vorangegangenen Feststellungen
behauvlet . Denn wenn auch die eine Voraussetzung für die Jnanspruchnahme
von Wohnräumen aus der mehr als drei Wohnräume umfassenden Wohnung
der Beschwerdeführerin als überzählig vorlag , da die Zahl ihrer Wohnräume
die Anzahl — zwei — ihrer den Hausstand bildenden Bewohnerinnen um
mehr als einen überstieg , das ist, mehr als drei betrug , so war doch . nicht er-
wiesen , ob die als überzählig in Betracht kommenden Wohnräume schon in
ihrem derzeitigen Bestände abgesondert benützbar seien oder wenigstens durch
bauliche Umgestaltung zu einer derartigen Benützbarkeit gebracht werden
könnten , und welche Bauarbeiten dazu erforderlich fein würden . In dieser Be¬

ziehung fehlt unter anderem auch die Klarstellung der Frage , wo ein Abort
für die künftigen Bewohner der angrforderten Wohnräume vorhanden ist.

Als zutreffend erachtete dir Gerichtshof die Nechtsanschauung , mit der die
Entscheidung bekämpft wurde : solche Wohnräume dürften nicht als „ abgesondert
benützbar " im Sinne des Z 4 , Punkt 5 der Kundmachung der Landesregierung
vom 30 . Juni 1919 , L.-G .°Bl . Nr . 160 , angesehen werden , zu denen man
nur durch ein Vorzimmer gelangen kann , das einen wesentlichen Bestandteil
der Wohnung bildet , zu denen die als überzählig anzufordernden Wohnräume
gehören . Denn die Erwägung der Erfahrungstatsache , daß in der weitaus
überwiegenden Zahl aller Wohnungen die einzelnen Wohnräume einen ge¬
sonderten Zugang vom Stiegenganze aus nicht besitzen und einen solchen auch
durch bauliche Aenderungen nicht erhalten können , und die Annahme , daß bei
der in jedem Punkte der bezogenen Kundmachung getroffenen Anordnung eben
dieser regelmäßige Bestand vorausgesetzt worden ist, führt zu der Einsicht , daß
die Forderung der Möglichkeit der Sonderung der Benützung sich nur auf die
einzelnen Wohnräume selbst bezieht , nicht aber auch auß die Nebenränme , daß
vielmehr , wo dies unvermeidlich ist, mit den überzähligen , gesondert zu be¬
nützenden Wohnräumen auch die Mitbenützung einzelner , für deren Benützung
unentbehrlicher Wohnräume angefordcrt werden muß . Allerdings ist eine Ver¬
fügung oder Entscheidung auf Grund jenes Punktes 5 nicht vollständig , dir
nicht klarstellt , welche dieser Nebmräume die künftigen Bewohner der ange¬
forderten Wohnräume mitzubenützen berechtigt sein sollen . Auch in diesem
Punkte war also die angefochtene Entscheidung mit einem wesentlichen Mangel
behaftet.

1L.
Der Hauseigentümer , der gegcr eine Wohnungsanforderung

keinen Einspruch erhoben hat . ist nicht berechtigt , die über Ein¬
spruch des Wohnnngsinhabers ergangene Entscheidung des Miet-
amtes vor dem Vecwallungsgerichtshofe anzufechten , da er sich
am bisherigen Administrativversahren nicht beteiligt hatte.

Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom 12 . April 1921,
Z . 2477 , M .Abt . 15 , 5780.

Der Verwaltungsgerichtshof hat die Beschwerde des Karl B . in
Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes für den 16 . Bezirk in
Wien vom 14 . Dezember 1920 , Z . 317/20 , betreffend eine Wohnungs¬
anforderung als unzulässig zurückgewiesen.

Entscheidungsgründe:  Am 17 . September 1920 letzte der
Wohnungskommissär für den 16 . Bezirk der Siadt Wien den Schachen B.
und den Hauseigentümer Karl B . in Kenntnis , daß die von elfterem im
Hause F .- Straße 4 , Tür 1/9 , benützte Wohnung im Sinne der Kundmachung
vom 10 . Juni 1920 , L.-G .-Bl . Nr . 155 , beziehungsweise der Magistraisknnd-
machung vom 15 . Juli 1920 , Z . 46S6/S0 , als angefordert gilt und am
30 . September 1920 geräumt der Wohnungsamtsabteilung II zu übergeben
ist. Gegen diesen Bescheid bracht - Schachen B . den Einspruch ein, welcher mit
der nunmehr von Karl B . angefochtenen Entscheidung des Melamles für den
16 . Bezirk vom 14 . Dezember 1920 , Z . 317/20 , als unstatthaft zurückgewiesen
wurde , weil der angefochtene Bescheid sich nur als Maßregel zum Vollzüge
einer als rechtskräftig anzusehenden Verfügung darstellt und weil die An-
sordrrung durch die Kundmachung vom 15 . Juli 1920 , Z . 4666/20 , bereits
rechtskräftig erfolgt sti , welcher Anschauung sich auch der Brrwaltungsgernchts-
hof in seinem Erkenntnisse vom 9. November 1920 . Z . 4078 , angeschloffen habe.

Mit Bezug aus dieses Erkenntnis brachte Karl B . beim Wohnungs-
kommiffär für den 16 . Bezirk ein Ansuchen um Zuerkennung der aufschiebenden
Wirkung für seine Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof und bei diesem
die vorliegende Beschwerde ei», in welcher begehrt wird , die angefochtene Ent¬
scheidung des Mietamtes als gesetzwidrig aufzuheben.

Der Verwaltungsgerichtshof sand die Beschwerde als unzulässig zurück¬
zuweisen , weil nach Lage der Administrativakten gegen den Bescheid vom
17 . September 1920 , welcher dem Beschwerdeführer als Hauseigentümer am
18 . September 1920 zugcstellt worden war , nur von Schachen B . und nicht
auch von Karl B . ein Einspruch eingebracht worden ist und der Beschwerde¬
führer somit sich am Administrativversahren nicht beteiligt hat und daher nicht
berechtigt erscheint , die über den Einspruch des Schachen B . ergangene Ent¬
scheidung des Mi -tamteS vor dem Verwaltungsgerichlshofe anzusechten.

LZ.

1. Die bloß zu dem Zwecke erfolgte Räumung einer Wohnung,
um dem Nachfolger in ihrer Benützung Platz zu machen, recht¬
fertigt die Anforderung wegen „Leerstehens " nicht.

2 . Es ist nicht nötig , daß eine Wohnung gekündigt wird,
damit der Hauseigentümer darüber weiter verfügen kann ; auch
eine gütliche , im Wege außergerichtlicher Vereinbarung erfolgte
Lösung des Bestandvcrhältnisses gibt ihm dieses Recht , wenn
die weitere Verfügung vor erfolgter Anforderung getroffen wurde.
(Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom 29 . Dezember 1920,
Z . 5378/20 , M .Abt . 15 , S21/21 .)

Der Verwaltungsgerichtshof hat über dieBeschwerde derMathildeH.
in Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes Wien 7 (Senat für
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Wohnungsanforderungen ) durch das Wohnungs - und Siedlungsamt
in Wien vom 20 . September 1920 , Z .W .A . 627 / 920 , betreffend eine
Wohnungsanforderung die angefochtene Entscheidung als . gesetzlich nicht
begründet aufgehoben.

Entschcröungsgründe : Eine Aufnahmeschrift der Bezirks-
Vertretung der 6 . Gemeindcbezirkes , Z . 627/920 , besagt , daß am 2t . August 1920
Oberstleutnant HanS R . dort angab : . Ich stelle meine Wohnung 6 . P -Gaffe 1.
Mezzanin 5 , dem Wohnungsamte ohne vorherige Kündigung mit 30 . August 1920
zur Verfügung . " Laut der weiteren Aufnahmcschrift vom gleichen Tage ist der
genannte Anzeiger , Wohnungsinhaber und Frau Mathilde H ., Hausei,entümerin:
die Wohnung besteht aus zwei Zimmern , einem Kabinett , Vorzimmer , Küche,
Badezimmer , Di -nerzimmer und Klosett . Es heißt dort weiters : „ di- Wohnung
ist vollständig leerstehend ; Wohnung ist vom Wohnungsinhaber nicht gekündigt °
Gefertigt ist diese Aufnahmeschrift außer vom Kommissionsleiter vom Wohnunqs-
mhader und vom Hausbesorger . Unterm 30 . August 1920 wurde die Wohnung
unter Berufung auf § 4 , Absatz I . Punkt 1 »er Kundmachung der nieder-
österreichischen Landesregierung vom 30 . Juni 1919 , L.-G .-Bl . Nr . 160,
angefordert , da festgestellt erscheine, daß sie leerstehend sei. Im Einsprüche
führte d,e Hause,gentümerin aus : Wenn auch die Wohnung dadurch , daß die
bisherige Mietpartei auszsg , leer wurde , so sei ein Anforderungsgrund doch
nicht gegeben . Sie , die Hauseigentümerin , habe nämlich selbst keine Wohnung
und , als sie vor einigen Monaten krank im Sanatorium lag , habe sie ihren
Vertreter , Herrn Dr . Heinrich Z ., beauftragt , wegen ihres Eigenbedarfes dem
Herrn R . die Wohnung zu kündigen . Bevor dies noch geschehen sei, habe R.
dem Vertreter witgeteilt , daß er am 1. S -Ptember 1920 ausziehen werde , so
daß von -mer Kündigung abgesehen werden konnte . Vor einigen Tagen nun
sei R . zum genannten Vertreter gekommen und habe ihm eröffnet , daß er ihm
die Wohnung nur dann übergeben könne , wenn ihm der Betrag von 13 .000 L
ausbezahlt werde , während rr anderenfalls die Wohnung dem Wohnungsamte
zur Verfügung stellen müsse . Daraufhin habe sich der Vetreter sofort an das
Wohnungsamt gewendet , diesen Sachverhalt dargestellt und ersucht , die Wohnung,
wenn sie dem Wohnungsamt - wirklich zur Verfügung gestellt werde , der Haus¬
eigentümerin zu übergeben , die keine Wohnung besitze. Die Hauscigentümerin
habe sofort , nachdem sie vom Freiwerden der Wohnung erfuhr , über sie dadurch
verfügt , daß sie die Wohnung für sich in Anspruch nahm . Hätte sie die
Wohnung an eine andere wohnungsbedürftige Partei vermietet , so hätte das
Wohnungsamt nicht einschreiten können ; das Gleiche müsse rechtens sein, wenn
die Hauseigentümcrin die Wohnung sür sich selbst in Anspruch nehme . Sie
benötige die Wohnung umso dringender , als ihre Möbel gegen Entrichtung
eines monatlichen Aufbewahrungszinscs von 400 L eingelagert seien und si-
überdieS ein vier Jahre altes Enkelkind bei sich habe , mit dem sie von einem
möblierten Zimmer in das andere ziehen müsse . Sie erhebe daher den Einspruch
hauptsächlich au « dem Grunde , weil sie über die Wohnung schon verfügt habe,
bevor noch zur Kenntnis des Wohnungsamtes gekommen sei, daß sie leerstehe.
Augenblicklich habe sic ein möblierte - Zimmer nur für acht Tage bei Klara E.
erhalten können und sie bitte daher um beschleunigte Behandlung des Falles.
Das Mietamt gab mit der angefochtenen Entscheidung dem Einsprüche keine
Folge , weil die Wohnung unbestrittenermaßen zur Zeit der Anforderung leer¬
stehend gewesen sei und somit der Anforderungstitel des § 4 , Absatz 1, Punkt 1
der zitierten Kundmachung tatsächlich zutreffe . Die vom Parteienvertreter erhobene
Einwendung , daß die Anforderung aus dem Grunde ungesetzlich gewesen sei,
weil die Hausbesitzerin bereits vor der Anforderung die Wohnung für sich in
Anspruch genommen hatte , erachte der Senat nicht für zutreffend , weil , abgesehen
davon , daß dre Wohnung vom bisherigen Mieter nicht aufgekündigt war und
der Hauseigentümerin daher ein Berfügungsrecht über die Wohnung überhaupt
sticht zustand , gemäß § 5, Absatz 1 der Kundmachung durch die Anforderung
der Hauseigentümerin jede Verfügung über die angeforderten Räume ent¬
zogen werde.

lieber die Beschwerde der Mathilde H . hat der VerwaltungsgerichtShos
^nächst und grundsätzlich an der schon wiederholt , so zum Beispiele in dem
Erkenntnisse vom 8. Jänner 1920 , Z . 2, ausgesprochenen und dort des Näheren
begründeten Rechtsanschauung festgehalten , wonach die bloß zu dem Zwecke
erfolgte Räumung einer Wohnung , um dem Nachfolger in ihrer Benützung
Platz zu machen , an sich diese Wohnung noch nicht als eine „ leerstehende " im
Sinne der schon bezogenen Norm erscheinen läßt . Ob nun dieser Nachfolger
rn der Wohnungsbenützung eine neue Mietpartei oder der Hauseigentümer
selbst ist, ist in rechtlicher wie in tatsächlicher Beziehung selbstredend völlig gleich-
giltig . Hier nun war von der Hauseigentümerin ausdrücklich behauptet worden,
daß sie die nun angesorderte Wohnung schon vor der Anforderung , ja sogar
schon bevor sie geräumt wurde , für sich in Anspruch genommen habe . Nach
dieser Darstellung wollte sie selbst die Wohnung , sobald sie geräumt wäre,
beziehen . Umstände oder Anhaltspunkte , die diese Darstellung des Falles als
unzutreffend erscheinen ließen , wurden nicht sestgestellt, ja der Partei auch nicht
einmal vorgehalten . In der angefochtenen Entscheidung freilich wird gesagt,
daß die Einwendung der Partei deshalb für unzutreffend erachtet werde , weil
die Wohnung vom bisherigen Mieter nicht anfgekündigt gewesen sei. Die
Emspruchswerberin hatte aber auch gar nicht behauptet , daß ein - Kündigung
formell , sei es ihrerseits , sei es von Seite des Mieters erfolgt wäre ; sie hat
im Gegenteile behauptet , daß eine Kündigung unt «rbliebm sei, weil — anders
kann der Einspruch nicht verstanden werden — der Mieter seine Absicht , die
Wohnung mit 1 . September 1920 zu räumen , dem Vertreter der Hauscigen-
tümerin mitgeteilt Hab-, worauf dieser von der beabsichtigten Kündigung der
Wohnung als überflüssig abgelaffen habe und sonach das Bestandverhältnis
mrt 1. September 1920 im Wege gütlicher , außergerichtlicher Vereinbarung
gelöst worden sei. Die Tatsache , daß Hans R . die Wohnung nicht anfgekündigt
hatte , steht also der Behauptung der Partei , daß sie schon vor der Räumung

der Wohnung und daher auch vor ihrer Anforderung über sie durch die In¬
anspruchnahme für eigene Wohnzwecke verfügt habe , durchaus nicht entgegen.

Nach der unwiderlegten Darstellung der Partei hat sich eine Leer - der
Wohnung hier nur dadurch ergeben , daß der frühere Mieter sie bereit « geräumt
hatte , sie aber von seinem Nachfolger in der Benützung noch nicht bezogen
war , und dies läßt nach dem obbezogenen Erkenntnisse des Verwaltungs-
gerichtshofes die Anforderung der Wohnung aus dem Titel der Leerstehung
nicht gerechtfertigt erscheinen.

Mitzinssteigerungen.
L».

Die Beschwerdelegitimation der Partei ist dann nicht gegeben,
wenn die in Beschwerde gezogenen Umstände bei dieser Partei
selbst nicht vorliegen.

Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 20 . Jänner
1921 , Z . 270 . M .Abt . 15 , 1999.

Der Verwaltungsgerichtshof hat die Beschwerde des Anton K.
in Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes für den 4 . Bezirk
in Wien vom 13 . Juli 1920 , Z . 244 , betreffend eine Mietzins¬
erhöhung als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:  Heber Antrag des Eigentümers des
Hauses in Wien 4 . A.-Gasse 40 , auf Zulässigkeitserklärung der Mietzins-
steigerung für die Wohnungen Nr . 13 , IS und 18 um 40 Prozent vom 1. August
1920 ab fand beim Mietamte sür den 4 . Bezirk Wiens am 13 . Juli 1920 eine
mündliche Verhandlung fiat !, bei der auf Grund der vorgelegten Zusammen¬
stellung über die Erhaltung «- und Berwaltungskosten des Hauses aus den
Jahres 1913/14 und 1919/20 erkannt wurde , daß die beantragte Steigerung
der Mietzinse gemäß ZZ 2 und 10 der Mi -terschutzv-rordnung zulässig lei , da
der Vermieter durch die vorgelegle , vom Senate auf Grund der beigelegten
Belege richtig befundenen schriftlichen Aufstellung nachgewiesen hat , daß di-
Jnstaudhaltungskosten des Hauses seit dem Jahre 1914 eine Steigerung von
49 4 Prozent erfahren haben , und die den Pateien auferlegte Zinserhöhung
um 40 Prozent gerechtfertigt erscheint . Di - Beschwerde des Mieters der
Wohnung Nr . 13 gibt , ohne zu behaupten , daß er selbst seit dem Jahre 1914
gesteigert worden wäre , zu , daß die vorgelegten Rechnungen von den geladenen
drei unter den 18 Wohnparteien des Hauses geprüft und für richtig erkannt
wurden . Es wurden jedoch zur Vergleichung die Kosten der Jahr - 1914 und
1920 herangezogen , was nur dann gerechtfertigt sein Würde , wenn der Brutto-
zins des Jahres 1914 inzwischen keine Veränderung erfahren hätte , während
anderenfalls der Unterschied gegenüber jenem Jahre , in welchem eine Zins-
erhöhung stattgefunden hat , zum Maßstab der Steigerung zu machen gewesen
wäre , da die Kosten der Hauserhaltung nur allmählich gestiegen sind und durch
di- Zinssteigerunz nur ein gleicher Zinsertrag erzielt werden soll, welcher sich
nach Abzug der höheren Verwaltungskosten ergeben hätte.

Hierüber erwog der BerwaltungSgerichtshof nachstehendes:
Nach § 2 der Mieterschutzverordnung darf eine Erhöhung des Mietzinses

samt N -bengebühren , den der letzte Mieter zu zahlen hatte , nur in dem Maße
vereinbart werden , als dies durch die nach Kriegsbeginn eingetretene Erhöhung
der regelmäßigen jährlichen Auslagen für die Erhaltung und Verwaltung des
Hauses begründet ist. Unter dieser Erhöhung ist aber auch dem gewöhnlichen
Sprachgebrauch - das Ergebnis des Vergleiches jener Auslagen vor dem
Kriege mit solchen im Zeitpunkte , für welchen die Erhöhung des Mietzinses
geplant wird , zu verstehen . Wenn die Beschwerde demgegenüber auch eine
eventuelle Steigerung des Mietzinses seit Beginn des Krieges für die Er¬
mittlung des Prozentes jener Erhöhung in Betracht gezogen wissen will,
befindet sie sich aus nachstehenden Erwägungen im Jrrtume.

Daß der Mietzins des Beschwerdeführers selbst seit Beginn des Krieges
gesteigert worden wäre , vermag er nicht zu behaupten . Wenn aber etwa andere
Mieter gesteigert worden sind , so kann dadurch , daß der Prozentsatz der
Steigerung bei ihnen nicht auf den Mietzins des Jahres 1914 , sondern auf
den seither erhöhten Mietzins angcwendet worden ist, allenfalls eine Rechts¬
verletzung dieser Parteien eingetreten sein , n .cht aber eine Verletzung der Rechte
des Beschwerdeführers . Die in der Beschwerde vorgeschlagene Berechnungsart
sür die Ueberwälzung der Auslagen auf die Mieter ' findet im Gesetze keinerlei
Stütze.

Es war daher die Beschwerde als unbegründet abzuweisen.

L4.
1. Die Bezeichnung „ regelmäßige jährliche Auslagen " hat

die Bedeutung , daß bei regelmäßigen Auslagen für Arbeiten,
die ihrer Natur nach nicht in jedem Jahre ausgeführt werden
müssen oder können , das Mietamt nach seinem fachmännischen
Exmessen die Jahresaüslage durch Feststellung entsprechender
Perioden zu berechnen hat.

2 . Zu den sür die Instandhaltung eines Hauses als not¬
wendig und regelmäßig wiederkehrenden Arbeiten , die die Erhaltung
der Bewohnbarkeit durch den Mieter bezwecken , gehört auch der
Schutz der Mauern eines Hauses gegen die regelmäßig wieder¬
kehrenden ungünstigen Beeinflussungen durch die Witterung.
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Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom 24 . Februar 1921,
Z . 1143 , M .Abt . 15 , 3306.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des
Hans B . und der Friederike B . in Wien gegen die Entscheidung
des Mietamtes XII der Stadt Wien vom 20 . September 1920,
Z . 4827 , betreffend die Zulässigkeit einer Mietzinserhöhung die
angefochtene Entscheidung als gesetzlich nicht begründet aufgehoben.

Entscheidungsgründe : Dm Parteien des Hauses 12 . R .- G ° sse 57
wurde seitens der Hauseigentümer ab l . August 1920 eine lOvprozentige
Erhöhung ihres bisherigen Mietzinses in Aussicht gestellt . Laut einer in den
Akten erliegenden , augenscheinlich bei dem Mi -tamte tatsächlich eingelangtm,
aber mit keinem Präsentdatum versehenen Eingabe stellten di - beschwerde-
führenden Hauseigentümer ihrerseits den Antrag auf Entscheidung über die
Zulässigkeit emer lOOprozentigen Mietzinssteigerung.

In dieser Eingabe , der auch eine Liste der Parteien des Hauses unter
Angabe der von ihnen bewohnten Wohnungsbestandteile und des ursprüng-
Uchen sowie des erhöhten Mietzinses beilag , und in der die Beibringung der
Rechnungsbelege zur Verhandlung in Aussicht gestellt wurde , begründeten die
Besö^ erdeführer die Mielzinserhöhung mit umfassenden Reparaturen und mit
der Steigerung der Erhaltungs - und Verwaltungskosten des Hauses . Mit der
angefochtenen Entscheidung bat das Mietamt ausgesprochen , daß gemäß der
SS ^ 18 der Mieterschutzverordnung eine Erhöhung des Mietzinses nur

Prozent von den bei Kriegsausbruch vereinbart gewesenen Zinsen
zulässig sei. In der Begründung wurde gesagt , daß die seit Kriegsausbruch
eingetretenc Erhöhung der regelmäßigen jährlichen Auslagen für die Ber-
waltung und Erhaltung des Hauses nur mit rund 4235 L nachqewiesen
werden konnte , welcher Betrag zuzüglich 60 Prozent für Steuerüberwälzung
Mi Verhältnisse zum Bruttozinse von rund 16 .000 L nur eine 42prozentiqe
Steigerung der bei Kriegsausbruch vereinbart gewesenen Mietzinse rechtfertige.
Dieser Begründung wurde beigefügt : „ Bei der Berechnung nach Z 2 konnten
Auslagen , welch- von der Mehrheit des Senates nicht als regelmäßige jähr-
liche erkannt wurden so ein Betrag von 37 .140 L für Fassadierung und
Gerüstung oder 5000 L für die bn der Gerüstung gebrochenen Fensterscheiben
nicht berücksichtigt werden . ' ^

In der Beschwerde wird im wesentlichen ausgeführt . daß es nicht
angehe , Auslagen , wie zum Beispiele die Kosten der Fassadierung einfach des-
b° lb unberi cksicht,gt zu lasse» , weil diese Auslagen nicht effektiv regelmäßig
,ähr ich auflaufen , sondern ihrer Natur nach , obgleich zur Erhaltung des
Hauses im gebrauchsfähigen Zustand - unbedingt notwendig , in größeren
Zwischenräumen gemacht werden müssen und daber eine Aufteilung dieser
Auslagen in entsprechenden Perioden platzgreifen müsse.

Der Gerichtshof ist bei seiner Entscheidung von folgenden Erwägungen
ausg -gang -n : Die angefochtene Entscheidung beschränkt » sich hinsichtlich der
Begründung der Nichtderücksichtigung der Kosten von 37 . 140 L für Fassa-
dierung und Gerüstung «, sowie von 5000 L für Wiederherstellung dir bei
diesen Arbeiten zerbrochenen Fensterscheiben auf di - Bemerkung , daß diese
Auslagen . von der Mehrheit des Senates nicht als regelmäßige jährliche
erkannt wurden . Au » dem Umstande , daß in dieser Begründung der zifsern-
mäßige Betrag von 37 .140 L , beziehungsweise von 5000 L angeführt wird

den im Akte enthaltenen Bleistiftnotizen muß gefolgert werden , daß
bei der Verhandlung sowohl die Rechnung der Firma Ottokar S . und Leopold
P -- . <>Lto 1b . August 1920 , die einen Gesamtkostenbctrag von 37 . 140 ll
ausweist , als auch ein rechnungsmäßiger Beleg über die Ausgaben von 5000 L
für die Wiederherstellung der bei der Fassadierung und Gerüstung - er-
brachen -n Fensterscheiben Vorgelegen war . Die ersterwähnte Rechnung erstreckt

^ keineswegs auf die Fassadierung und Gerüstung allein , sondern
enthält zum Besspiel die Posten Trockenlegung der Einfahrt , Weißigung und
Adelung der Einfahrt , Hofgrenzmauer , Hosfassade renovieren , Abtragung

und Aehnliches , Arbeiten , die gewiß nicht unter dem
^ und G -rüstuug allein zusammengefaßt werden können,

die aber ihrer Natur nach als zur gebrauchsfähigen Erhaltung des Laufes
unbedingt erforderliche Arbeiten - nzus -h-n sind . Es ist aber überdies auch nicht
zulässig die Arbeiten für die Fassadierung und die dazugehörige Gerüstung
° samt den naturgemäß hi -mit verbundenen N -benauslagen , wie
die Wlederh -rßellung der bei diesen Arbeiten zerbrochenen Fensterscheiben , von
vornherein und ohne weitere besondere Motivierung von denjenigen Auslagen
auszuschließen , die nach Z 2 , Punkt 1 der Mieterschutzverordnung für die Er-

^ Mietzinses samt Nebengebühren in Betracht kommen . Nach eben
dieser gesetzlichen Bestimmung ist die wesentliche Voraussetzung für die Heran-
ziehung solcher Auslagen zur Begründung einer Mietzinserhöhung di^ daß

^ " Erseits um Auslagen handelt , die für die Erhaltung des Hause»
verkant regelmäßig wiederkehren . Diese kann nur dahin

-A ^ die in der zitierten Ges -tz-sst -ll - enthalten - Bezeichnung
jährlich den Smn hat , daß bei regelmäßigen  Auslagen für Arbeiten,
die ihrer Natur nach nicht ,n i -dem Jahre ausgeführt werden müssen oder
können - wie zum Beispiel Ausmalung der Wände , Reparatur der Stiegen-
stufen , Erneuerung dis Anstriches und Aehnliches — die entscheidende Behörde

fachmännischen Ermessen die Jahresäuslage durch Feststellung ent-
sprechender Perioden zu berechnen hat . Für die Instandhaltung eines Hauses
sind nun alle Arbeiten als notwendig und regelmäßig wiederkebr -nd ru be-
trachlen , die d>e Erhaltung der Bewohnbarkeit durch den Mieter bezwecken.
Dazu gehört auch der Schutz der Mauern eines Hauses gegen die regelmäßig
kann es ^ein m B -°influffung-n durch di- Witterung ee. Hi"rnach
rann es kemem Zweifel unterliegen , daß auch die Jnstandbaltuna der Fassade
eines Hauses , soweit sie dem angeführten Zwecke dient , an und für sich zu

s 2 , al . 1 der Mieterschutzverordnung angeführten regelmäßigen
lährlichen Auslagen für die Erhaltung des Hauses gehört . Es bleibt hiebei —
wie schon erwähnt — dem fachmännischen Ermessen der Behörde überlassen
sowohl die Notwendigkeit der bezüglichen Arbeiten im Hinblick - auf ihren
vorerwähnten Zweck einer Prüfung zu unterziehen und ebenso nach fach¬
männischen Grundsätzen die Anzahl der Jahr - zu bestimmen , auf die diese
Kosten zu verteilen sind . Es geht aber nicht an und widerspricht dem Gesetze,
derartige Auslagen von vornherein als für di - Erhöhung der Mietzinse nicht
m Betracht kommend auszuschalten.
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Der Berechnung für eine weitere Mietzinssteigeruna sind
nur jene Mehrauslagen für die Erhaltung und Verwaltung des
Hauses zugrunde zu legen , die seither als eingetreten aus-
gewiesen werden und es ist von jenem Mietzinse auszuaehen.
der auf Grund der letzten Mietamtsentscheidung als zulässigerkannt wurde . »

Verwaltungsgerichtshofes vom 22 . Jänner
1921 , Z . 369 , M .Abt . 15 , 1725.

Der VerwaltungZgerichtshof hat über die Beschwerde von vier
Mietpartelen gegen die Entscheidung des Melanites für den 18 Bezirk
der Stadt Wien vom 9 . Juni 1920 , Z . 255 W . S ., betreffend
eme Mretzinserhöhung die angefochtene Entscheidung als gesetzlich
nicht begründet aufgehoben.

. . . Euks ch ei d un gsg rü nde:  Das Mi -tamt in Wien , 18 . Bezirk
hatte mit der Entscheidung vom 22 . Dezember 1919 -in - Erhöhung der Miet -'
U ' E u '" 30 Prozent gegenüber dem zur Zeit des Inkrafttretens der Mieter-
schutzb-stlminungen m Geltung gestandenen Mietzinse ab November 1919 in
d» Erwägung b-will gt , daß der Vermieter einer Erhöhung der regelmäßigen
bade ' 1" ^ ' ° Haltung des Hauses um 2864 L nachgewieffn
^sE '̂ .^ ^ . l-ch ' iach Hinzurechnung eines 61 prozentigen Steuerzuschlages
auf Grund des sich hienach ergebenden Gesamtbetrages von 46101 < gegenüber
demBri se per 9600 L eine zulässige Steigerung von 30 Prozent
ergebe Da der Hauseigentümer für den August 1920 eine weitere Steigerung
und zwar bis zum Betrage von 70 Prozent der bis zum Beginn - der Wirk¬
samkeit der Mleterschutzbestimmungen entrichteten Mietzinse angekündiqt hatte

die Entscheidung des MietamteS an . Dieses erklärte nach
Verhandlung mit der Entscheidung vom 19 . Juni 1920 ein-

^OEßl -ch der mit der früheren Entscheidung als zulässig erklärten Erhöhung
um 30 Prozent eine Steigerung um 64 Prozent der zu Beginn

A^ uü "l 920  Geltung gestandenen Mi -tzins-
1020  als zulässig, indem es einen weiteren Mehraufwand für die

^«2 1̂ 67̂ H°uses— einschließlich deS 61 prozentigen Steuerzuschlages von
von 6,12  Grund des Gesamtaufwandes
9500  kö02ll 67 ü, gegenüber dem Bruttozins - von
"ooo 5, . « i, zulässiges Steigerungsprozent von 64 errechnet -.

T ' -s- Entscheidung wird von den Mietern in der Beschwerde mit der
nmm ^ die von dem Mietamte vorgenommene Berech¬
nung der Höhe der zulässigen Zinssteigerung als unrichtig erweise , weil es
von seiner rechtskräftigen Entscheidung vom 22 . Dezember 1919 hätte aus-

daher nur auf Grund der seither eingetretenen Erhöhung der
Auslagen für die Erhaltung und Verwaltung des Hauses um 1502 L die

Steigerung hätte berechnen sollen . Außerdem habe daS Mietamt bei
den geltend gemachten HauSauslagen bereits die erhöhten Tarif - zugrunde

Jahres °beurtÄen ^ lasse H ^ e dieser Auslagen erst mit Ablauf des

- Der Verwaltungsgerichtshof gelangte aus nachstehenden Erwägungen zur
Aufhebung der angefochtenen Entscheidung : »»» »»-» zur

der Fällung der angefochtenen Entscheidung war die frühere
° ° >» D -z-mber 1919 bereits in Rechtskraft

erwachsen Bei der Prüfung der nunmehr zu entscheidenden Frage ob eine
mdnuna ^ mO Nî e ^ ^ ^ >cn Mietzinse (Z 2 der Miettrschutzver-
ss °n" ng ) Mit der Wirkung für einen neuen Mletzinstermin (8 10 der Mieter-
Mtzverordnung ) zulässig erscheine , hatte demnach das Mi -tamt von den
Mietzinsen auszugehen , die auf Grund der erwähnten rechtskräftigen Ent-
scheidung als zulässig erkannt worden waren und konnte der Berechnung der
zulässigen weiteren Zinssteigerung nur jene Mehrauslagen für die Erhavung
und Verwaltung des Hauses zugrundelegen , die der Hauseigentümer als
seither emgetreten ausgewlesen hatte . Gegenüber der von dem Vertreter der

E -bürde bei der Verhandlung geltend gemachten Ncchtsauschauung,
dermieter freistehe , seinen Antrag auf neuerliche Erhöhung des

^ zu stützen, die bereits bei der Fällung einer
früheren Entscheidung des Mietamtes emgetreten waren , jedoch von dem Ver-
mleter aus welchem Grunde immer nicht zur Geltung gebracht wurde ist auf
v rÄn "' wo»«» ? ^b°bs->tz-r desß 10  der Meterschutzverordnung zu

" ^ -. A ^ llg- auf Aenderun , einer Entscheidung , di- nicht auf
neue Tatsachen gestützt M , ohne Verhandlung zurückgewiesen werden können^

ledoch das Mietamt sowohl hinsichtlich des Miet -nnies als auN,
hinsichtlich der M -hrauslag -n für die Erhaltung und Verwaltung ' des Hauses
unter Außerachtlassung der früheren rechtskräftigen Entscheidung auf die Heit
des Beginnes der Wirksamkeit der Mieterschutzbestiinmungen zurückgegMen
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hat , hat es sich mit Sen Bestimmungen der Mietersckutzkerordnung in Wider¬
spruch gesetzt.

Allerdings ist gegenüber der Einwendung der Beschwerde , daß sich der
tatsächliche Umfang der Hausauslagm auf Grund der erhöhten Tarif - (für
di - Kanaliäumunq , Kaminfegung , Beleuchtung usw .) erst nach Ablauf des
Kalenderjahres beurteilen laste , noch darauf hinzuweisen , daß die Anwendung
der neuen Tarife auch im Laufe des Jahres ein zutreffendes Bild der
Erhöhung der bezüglichen Auslagen unter der hier zutreffenden Voraussetzung
gewährt , daß die betreffenden Leistungen in dem bisherigen Umfange in
Anspruch genommen und der Berechnung zugrundegelegt werden (zu ver¬
gleichen das hiergerichtliche Erkenntnis vom 27 . Juni 1918 , Z . 7169 . abFr-
druckt in Heft Vll ex 1918 des Amtsblattes der Stadt Wien ) . Da die
Beschwerdeführer nicht bestreiten , daß zur Zeit der Fällung der angefochtenen
Entscheidung bereits die erhöhten Tarife für die bezüglichen Auslagen in
Geltung standen und auch gegen das der Berechnung der Mehrauslagen
zugrundrgelegte Ausmaß der neuen Tarife keine Einwendung erhoben haben,
so war die belangte Behörde nicht gehindert , die auf dieser Grundlage » rech¬
neten Erhöhungen der Hausauslagen ihrer Entscheidung zugrunde zu legen.

IG.

Ungleichung der Mietzinse gemäß Z 4 , Absatz 3 Mieter-
schutzverordnung.

Verwaltungsgerichtshoserkenntnis vom 15 . Februar 1921,
Z . 974 , M .Abt . 15 . 2894.

Der Verwaltungsgerichtshof hat die Beschwerde des I . B . wider
die Entscheidung des Mietamtes für den 8 . Bezirk vom 15 . Juli 1920
als unbegründet abgewiescn.

Entscheidungsgründe:  Der Eigentümer des Hauses Wien , 8.
F .-Gaffc 54 , stellte beim Mietamte Wien VIII den Antrag , daß der Mietzins
der vom Beschwerdeführer gemieteten Wohnung Tür 9 den übrigen gleich¬
artigen Wohnungen im Hause ang ?gl:chen, daher von 450 X aus 5l7 L
vierteljährig erhöht werden dürfe . Hierüber gab das genannte Mietamt nach
Durchführung der Verhandlung und Vornahme cmes Lokalaugenschcines mit
der Entscheidung vom 15 . Juli 1920 dem gestellten Antrag - mit der
Begründung Folge , daß es sich im gegebenen Falle nicht um eine Steigerung
im Sinne des 8 2 der Mieterschntzverordnung , sondern um die Ausübung des
dem Vermieter gemäß Z 4 , Absatz 3 , der Mieterschntzverordnung zustehenden
Rechtes handle , wobei nur gleichartige Wohnungen im Hause zum Vergleiche
herangezogen werden können ; da für die aus den gleichen Räumlichkeiten
bestehende Wohnung Nr . 21 im 8. Stockwerke , die zwar eine bessere Belichtung
dafür aber schlechtere Zugänglichkeit aufweise , bereits seit August 1914 ein
Vierteljahreszins von 5t7 X entrichtet werde und der geringere Mietzins sür
die Wohnung Nr . 6 im Halbstocke darin seine Erklärung finde , daß st- zwar
einen kleinen Dicncrraum mehr »ufweise , dafür aber kein Badezimmer ent¬
halte und im Hinterhause gelegen sei, so stelle sich di - beantragte Ängleichung
des Mietzinses als begründet dar.

Diese Entscheidung wird in der Beschwerde zunächst als gesetzwidrig
bekämpft , weil eine Erhöhung des Mielzinses aus dem Grunde , daß sür eine
andere gleichartige Wohnung ein höherer Mietzins entrichtet werde , im Gesetze
keine Stütze finde . Außerdem bezeichnet - der Beschwerdeführer das Verfahren
als mangelhaft , weil seinem Anträge auf Ablehnung des Vorsitzenden wegen
Befangenheit , wegen Erhebung der im 8 . Bezirke üblichen Mietzinse , wegen
Besichtigung bestimmter anderer Wohnungen im Hause und wegen Gewährung
der Altenemsicht keine Folge gegeben wurde.

Der Vcrwaltungsgerichtshof hat hierüber nachstehendes erwogen:
Der Antrag des Vermieters und die angefochtene Entscheidung gründen

sich auf die Bestimmung des ß 4 , Absatz 3 der Mieterschntzverordnung.
Himach darf , wenn einer Mietpartei ein im Vergleiche zu den anderen Miet¬
zinsen im Hause erheblich ermäßigter Mietzins zugestanden wurde , di- Erhöhung
auf einen jenen Mietzinsen entsprechenden Betrag vereinbart werden . Diese
Brstimmung übersieht der Beschwerdeführer , wenn er aussührt , daß der Antrag
des Vermieters weder im Z 2 noch Z 4 der Mieterschutzverordnung begründet
und der Fall der Angleichung des Mietzinses einer Wohnung an den Miet¬
zins anderer gleichartiger Wohnungen im Hause im Gesetze nicht vorgesehen
sei. Die Einwendung einer unrichtigen Gesetzesanwendung ist daher voll¬
kommen unbegründet.

Was die gegen das Verfahren gerichteten Einwendungen anbelangt , so
macht der Beschwerdeführer mit liniert geltend , daß sein Antrag , daß
der von ihm befangen angesehene Vorsitzende die Verhandlung nicht leiten
solle , unerledigt geblieben sei, da nach der ausdrücklichen Feststellung der Ver-
handlungsschrist hierüber eine , und zwar ablehnende Entscheidung des Miet¬
senates noch im Zuge des Verfahrens gefällt wurde . Die Wertung aber der
geltend gemachten Befangenheitsgründc war dem freien Ermessen des Miet¬
autos anheimgegeben und entzog sich daher gemäß Z 3 , lit . s des Ber-
wsltungsgcrichlshofgesetzes der " Ueberprüfung durch den Berwaltungs-
gerichrshof.

Wie sich ferner aus der vorbezeichneten Bestimmung des 8 4 , Absatz 3
der Mieterschntzverordnung und auch aus der Natur der Sache ergibt , sind
zum Vergleiche nur die Wohnungen im Hause heranzuziehen , weshalb kein
Verfahrensmangel darin erkannt werden konnte , daß das Mietamt die vom
Beschwerdeführer beantragte Erhebung der im ganzen Bezirke üblichen Miet¬
zinse adgelehnt hat.

Aber auch in der Unterlassung der Besichtigung der vom Beschwerde¬
führer bezeichnten zwei Wohnungen liegt kein seine Rechte beeinträchtigender

Verfahrensmangel ; denn der Mietsen »! hat einerseits die ganz gleichartige
Wohnung Nr . 21 und außerdem noch die Wohnung Nr . 6 besichtigt , welche
letztere noch einen geringeren Mietzins ausweist als die vom Beschwerdeführer
eben wegen ihres niedrigeren Mietzinses bezeichnelen Wohnungen , im übrigen
aber wegen ihrer geringen Verschiedenheit minder geeignet erscheint . Hatte
aber das Mirtamt auf Grund der Besichtigung dieser Wohnungen eine aus¬
reichende Bergleichsgrundtage gewonnen , so konnte es . ohne gegen die Grund¬
sätze eines ordnungsmäßigen Verfahrens zu verstoßen , die weitcrgehenden
Anträge des Beschwerdeführers ablehncn.

Endlich erwies sich auch die auf di - Verweigerung der Aklcneinstcht
gestützt - Einwendung als unbegründet , weil der Beschwerdeführer durch die
Ablehnung des bezüglichen Antrages in der Wahrung feiner Rechte nicht
beeinträchtigt wurde , indem diese Akten außer seinen eigenen Eingaben nur
noch den bei der mündlichen Verhandlung in seiner Gegenwart wiederholten
Antrag des Vermieters und die Berbandiungsschnft enthielten , in der lediglich
die von beiden Streitteilen bei der Verhandlung gestellten Anträge nieder-
gelegt waren.

L7.

Es entspricht nicht dem Gesetze, wenn das Mietamt anstatt
die Anträge auf das ihm als zulässig erschienene gesetzliche Maß
zurückzuführen und einem zutage getretenen Verfahrensmangel
durch Vertagung zu beheben, mit der gänzlichen Abweisung des
Antrages vorgeht.

Verwaltnugsgerichtshoferlenntnis vom 19 . April 1921,
Z . 2732 , M .Abt . 15 , 5767.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des
Dr Johann Fr . W . in St . Pölten wider die Entscheidung des Miet¬
amtes III der Stadt Wien vom 22 . September N180 . Z . 22 ,̂
betreffend eine Mietzinserhöhung die angefochtene Entscheidung als
gesetzlich nicht begründet aufgehoben.

Entscheidungsgründe:  Der Eigentümer deS Hauses Wien , 3.
B .-Gasse Nr . 26 , suchte im März 1920 beim Melanite Wien III um die
Bewilligungen von Zinssteigerungen an . Der Antrag , dem eine Berechnung
der Mietzinsdurchschnitte zugrunde gelegt war , ging dabin , daß auf Grund
der ausgcwiesenrn Mehrauslagen die Steigerung der Mietzinse bestimmter , bei
d -r Zinsbemrssung bisher begünstigter Wohnungen bewilligt und die ganzjährige
Zinssteigerung auf die restlichen Zinstermine zu gleichen Teilen aufgeteilt
werde , wobei es aber dem Mietamte anheimgestcllt wurde , bei der Bestimmung
der zulässigen Zinssteigrrung auch von einer anderen Berechnungsgrundtage
auszugeben . Das genannte Mielamt erkannte mit der erwähnten Entscheidung
die b-antragte Austeilung der Mehrausiagen auf die Parteien einzelner und
nicht aller Wohnungen , und zwar auf drei Zinsquartale anstatt auf ein ganzes
Jahr , gemäß Z8 2 und 10 der Mieterschutzverordnung als unzulässig . In der
Begründung wird ansgeführt : Die Steigerung der Mietzinse in der angegebenen
Weise erscheine nach den vor dem Senate gemachten Parteiangaben und ĝemäß
88 2 und 10 der Mieterschntzverordnung unzulässig , da zunächst die Steige-
rung nur auf bestimmte und nicht alle Wohnpartcien des Hauses gleichmäßig
überwälzt werden solle , sodann das Ausmaß der Steigerung selbst zu unbe¬
stimmt gehalten sei, indem die Berechnung sich auf Mietzinsdurchschnitte stütze,
deren Berechtigung weder aus der Eingabe klar hcrvorgehe noch vom Antrag¬
steller bei der Verhandlung nachzewiesen worden sei und schließlich eine für
ein Jahr berechnete Zinsstcigeruug nicht bloß auf drei Zinsquartale aufgeteilt
werden könne , wie eS in dem Anträge verlangt werde , da hiedurch eine nicht
gerechtfertigte « eitere Zinssteigerung eintreten würde . Dem nachträglich , und
zwar erst bei der Verhandlung mündlich gestellten Anträge auf Austeilung der
Steigerung auf alle Wohnparteien des Hauses habe , abgesehen davon , daß
hierüber nicht gleich hätte verhandelt werden sollen , indem hiedurch auch
Parteien betroffen würden , die noch nicht verständigt und zur - Verhandlung
geladen waren , auch aus dem Grunde nicht Folge gegeben werden können,
weil der abgeänderte Antrag noch aus den weiteren oben genannten Gründen
abzuweisen gewesen sei.

Diese Entscheidung wird in der Beschwerde wegen mangelhaften Ver¬
fahrens und als gesetzwidrig angefochten , weil die Zustellung der Entscheidung
nicht an dm Beschwerdeführer , sondern an den hiezu nicht bevollmächtigten
Gatten der Hausbesorgerin ersolgt sei und weil der Beschwerdeführer zwar in
seinem Anträge diejenigen Mietparteien ausgenommen habe , die bereits einen
dem Durchschnitte entsprechenden Mietzins entrichten , jedoch bei der Verhand¬
lung sich damit einverstanden erklärt habe , daß der Mehraufwand gleichmäßig
auf alle Parteien aufgeteilt werde.

Der Beschwerdeführer hat , wie der Berwaltungsgerichtshof ans den
Bephandlnngsschriften entnommen hat , in seinem Anträge an das Mietamt
sowohl die von den Parteien bisher entrichteten Mietzinse als auch die mit
der Erhaltung und Verwaltung des Hauses verbundenen Mehrauslagen aus¬
gewiesen und auf diesen Mehraufwand seinen Antrag auf Bewilligung einer
Zinssteigerung gestützt. U -ber diesen Antrag hatte das Mietamt im Sinne des
Z 10 der Mieterschntzverordnung zu entscheiden Da im gegebenen Fall - die
Bestimmungen der 88 2 a und 4 der Mieterschntzverordnung nicht in Betracht
kamen , halte das Melanit zu prüfen , ob die im 8 2 der Mieterschutz »» «- !»
nung festgesetzten Voraussetzungen sür eine Erhöhung der Mietzinse gegeben
waren , welche Erhöhung sich hienach als zulässig erwies und in welcher Weise
sie auf die einzelnen Mietpaneien aufzuteilen war . Die Anträge des Beschwerde-
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sübr -tS konnten hiebei für das Mietamt nur insofern - maßgebend sein, als fi-
nicht mit den Vorschriften der Mi -terschutzverardnuug im Wu -crspruch - standen.
Wenn daher der Brschwerdesühr -r hinsichtlich der Aufteilung des nachge-
wiesencn M -Hrauswandcs auf die Mi -tpart -im und aus die übrigen drc - Zmr-
ttrmine des Jahres 1920 Anträge st-ll -e, di - nach der Anschauung des Must,
omt -s mit den Best minunxen d-.r Mi -t -rschutzverordnung nicht im Einklänge
standen , so hatte das Mi -tamt , Las di - grundsätzliche Zulässigkeit einer Zms.
steigerung auf Grund der ausg -wi -s-nen Mehr - uSlagm nicht >n Abrede stell e
die Aufterlurq des Mehraufwandes auf die Mietzinse nach Vorschrift deS
Gesetzes durchzuführen und hienach düs zulässige Vteigerungsprozent zu be-
sftmulen , und zwar die- Esomehr , als der B - chwerdesuhrer in se.nem An-
trage dem Mi -tawte die Annahme einer anderen als der von ihm gewählten
Bertckiiiuiigsgrundlage sreigrstellt und bei der Verhandlung sich auch Mit einer
gleichmäßigen Aufteilung der Zinssteig -rung auf alle Parteien e,nv -rsta » d-n
erklärt baue . Wenn das Mutamt gegen die Fortsetzung der Verhandlung
Bedenken hegte , weil nicht alle Patteicn hiezu geladen worden waren , so hätte
diesen Bedenken durch eine Veriaguug der Verhandlung Rechnung »ftr - geu
werden können . Es entsprach daher nicht dem Gesetze, wenn das Mietamt,
anstatt die Anträge des « eschwerdesührers auf das ihm als zulässig erschienene
aeseSlichc Maß zurückzuführm und einen zutage getretenen Verfuhrensmangel
durch Verlegung zu beheben , mit der gänzlichen Abweisung des Anträge - vor-

g-gang^ n ftt . » diesem Grunde mit der Aushebung der ange-
fochtenen Entscheidung vorzugehcn , so Mistel die Notwendigkeit , sich auch noch
mit dem eingewendeten Versahrrnsmangel zu befassen.

Unter Nebengebühren gemäß 8 2 Mieterschutzoerordnung ist
das Entgelt für solche vom Vermieter außer dem eigentlichen
Gegenstände des Bestandvertrages übernommene Leistungen oder
Duldungen zu verstehen , die mit der Benützung des Bestand-
aegenstandes durch den Mieter in einem sachlichen Zusammen,
hange stehen und gewohnheitsqemäß entweder nn Bestand¬
vertrage selbst oder im Anschlüsse an denselben zwischen den
Parteien geregelt werden . Zu diesen Nebengebühren gehört auch
ein für die Benützung einer im Hause bestehenden und m der
gemieteten Wohnung eingerichteten Zentralheizung zwischen beiden
Vertraasteilen vereinbarten Pauschalbeträge . (Verwaltungsgenchts-
hoserkenntnis vom 26 . Februar 1921 . Z . 1166 . M .Abt . 15 . 3264 .)

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des
Heinrich Sz . gegen die Entscheidung des Mietamtes für den 8 . Bezirk
in Wien vom 16 . Juli l920 , Z . 152 , betreffend die Erhöhung des
Heizpauschales die angcfochtene Entscheidung als gesetzlich nicht be¬
gründet aufgehoben.

EntIch - idungsgründ -:  Das Mietamt Wien VIII , hatte mit der
Entscheidung vom IS . Oktober 1918 di- zum Nov -mb -rt -rmme 1918 vor-
genommene Erhöhung des Mi - lzins-s bis zum Betrage von 4902 L als
zulässig erkannt , und zwar nach Inhalt der Begründung dieser Entscheidung
die Steigerung des eigentlichen Wohnungszmses von 3400 L aus 3600 L , des
Pauschalbetrages für di - Zentralheizung von 500 L auf 1100 Lmid  oes
Entgeltes für den H- ustorschlüss -l und die Hausremigung von ISO L auf
192 L Im Mai 1920 erhob der Mieter dieser Wohnung beim Mielamte Ein¬
spruch gegen die von ihm am 15 . Mai 1920 beanspruchte Aufzahlung von
2291 L 4K d zu dem Beheizungspauschale per 6600 L sür die ab gelaufene
Heizperiode . Auf Grund des Ergebnisses der am 22 . Jum 5 . Juli und
16 Zul , 1920 durchgesührten mündlichen Verhandlung erklärte sich das genannte
Mietamt mit der Entscheidung vom 16 . Juli 1920 , R -g.-Nr . 152 , als unzu-
ständig zur Entscheidung darüber , ob der Mieter neben dem Mietzmie zu
anderen Leistungen an den Vermieter verpflichtet sn , die außerhalb des Rahmens
des eiamtlich -n Mietvertrages aus dem Abschluss- besonoerer Werk - oder
Lieserunasverlräge gefordert werden . Hiezu sei das ordentliche Gericht berufen.
Das Mietamt ging hiebei von der Anschauung aus , daß es sich m dlesem
Falle nicht um eine der ständigen Nebengebühren handle, die der Mieterschutz-
Verordnung im Auge habe , sondern um den Abschluß eines Werkvertrages , der
sür die einzelne Heizperiode erfolgen konnte , aber nicht erfolgen mußte , weil
der Vermieter den Parteien die eigene Vorsorge für die Beheizung freigestellt
hatte und di- Möglichkeit der selbständigen Beheizung gegeben war.
^ Diese Entscheidung bekämpft der Vermieter m der Beschwerde zunächst
weaen mangelhaften Verfahrens , weil seinem Anträge aus Beheizung von
8-nchllich -/ Sachverständigen aus dem B -h-izungssach - nicht I -Wgegeben
wurde weil hei der Verhandlung am 22 . Jun , 1920 , n die Sache selbst
eiiigegangen wurde , obgleich seine Ladung nicht ausgewiesen war , we , d,e
V -rhandlungsfchrift sein Vorbringen nur mangelhaft wl -derg -b - und weil d e
anqefochtene Entscheidung mit Unrecht von der Annahme auSgehe , daß der
Beschwerdeführer den Abschluß eines besonderen Werkvertrages zugegeben habe.
Außerdem bezeichnet der Beschwerdeführer den Anspruch der belangten Behörde,
daß sie zur Entscheidung über die Zulässigkeit der Erhöhung des Heizpauschales

Nach^ Z^IO 'dtt Meterschutzverordnung sind die Mietämter unter anderem
zur Entscheidung darüber berufen , ob eine Erhöhung d-s Mietzins ^ samt
Nebengebühren gemäß Z 2 der Mieterschutzverordnung zulässig ist. Die den

als b annt vorlnsietzt , s muß vei d. r Auslegung desselben auf die Grund-
säve des PrivaU . ch,-r und di - beim Abschlüsse von Mietverträge, , allgemein
oiüige Hebung zurückgegangcn werden . Hienach werden " wer N -bengedüorcn
das Entgelt sür solche von dem Vermieter außer dem eigmstichcn Gegenstände
d-s B -standvertraq -s übernommene Leistungen oder D ^ ungen zu verstehen
lein di mit der Benützung des B -standg-genstandes durch den Mieter in
einem sachlick-n Zusammenhang - stehen und gewohnheitsmäßig entweder im
Bestandmrtrage selbst oder im Anschlüße an denselben zwischen dm P art . im
o--reaelt werden . Demnach ist unzweifelhaft das besondere Entgett für die
Hausreinigung , sür die Beistellung des Haustorschlüsiels , für die Benützung
des Aufzuges " des Haustelegraphen , des Hausgartms oder einer Dachterrasse
als - m - Nibengebüdr anzuftheu . Ab -r auch e.n für die Benützung emer , m
Hause bestehenden und in der gemieteten Wohnung eingerichteten Zentralheizung
'wischen beiden Vertraasteilen vereinbarter Pauschalbetrag wird diesen Neben-
aebühren zuzuzählen sein , weil , ganz abgesehen davon , daß schon die Anführung
d ! ^ ei-un ° - in der Aufzählung deS 8 2 . P . 1 »ec Mieter,chutzverordnung
daraus h-nwnst , di - Benützung einer solchen Zentralheizung mit der Benützung
der Wohnung selbst in untrennbarem Zusammenhang - steht und nur eine Er-
Weiterung der B -st- ndr -chte d-s Mieters bedeutet . Diese B -d-umng des Heiz,
vaulckales findet aber auch darin ihre Anerkennung , daß das Heizpauschale öfters
einen im Betrage nicht näher erkennbaren Teil desMietzmseSbildet . Der Umstand,
daß es in anderen Fällen wieder abgesondert von dem Mietzinse, - und zwar
reciclinäßia nur sür ein Jahr festgesetzt wird , findet darin seine Erklärung , daß
-w - Bochum, » auf einlr oft wechselnden Grundlage beruht di- -m - An-

Passung an die jeweiligen Verhältnisse gehoten erscheinen läßt . Di - Feststellung
eines besonderen Entgeltes für dis Benützung der Zentralhnzung und die aus
dem dargestellt -n Grunde unvermeidliche wiederholte Uenderung der bezüglichen
Vereinbarung während der Dauer d-S Mietvertrages vermag aber an dem
Wesen des Heizpauschales als einer Nebenzebühr des Mietzinses ebensowenig
zu ändern , al ? der Umstand , daß in einzelnen Jahren oder dauernd - m lieber-
einkommm zwischen dm Parteien über die Höhe des Heizpauschales nicht mehr
erzielt werden konnte , daher für diese Z -it das Recht der Benützung d .r
Zentralheizung und die Verpflichtung zur Entrichtung des HeizPausqaleS ganz
entfällt . Für die gegenteilige Anschauung der belangten Behörde , welche unter
Nebengebühren nur ständige N -dmgrbühren verstehen zu sollen glaubt , bietet
das Gesetz keinen Anhaltspunkt.

Insoweit die belangt - Behörde ab -r ihre Annahme , daß es M ' w ge¬
gebenen Falle um einen Werkvertrag handle , auch noch daraus Mtzt , daß
'Gegenstand der Vereinbarung nur die Lieferung verbrauchbarer Sachen sei,
weil in der von dem Vermieter vorgelegten Ausstellung nur die Kosten der
Beschaffung des Hcizmaterial -s verrechnet erscheinen , übersieht sie, daß >n einem
Heizpauschale auch die Kosten der Bedienung der Zentralheizung und der
A-umnsegmig , sowie -in Beitrag zur Tilgung und V -rz .nsnng d-r Anschaffungs.
kosten und -ur Instandhaltung der Anlage , und zwar auch dann als lnbe.
griffen gelten müssen , wenn solch- Beträge Nicht Ziffer,näßrg °usgeAlcsm er¬
scheinen - denn es könnte dem Vermieter nicht v-rwegrt werden , eine Erhöhung
i>7r letzlbezeichneten Auslagen zum Anlässe des Pauschalbetrages zu nehmen
und die Mi -tämtcr wären unzweifelhaft zur Entscheidung über ein dies¬
bezügliches B -gehr -n dcs Vermieters berufen , da die Zmtrattie ^ ng einen
Bestandteil des Hauses bildet und die Erhöhung der mit ihrer Instandhaltung
verbundene, , Kost-n als Erhöhung der Hausauslagen zu gelten hat.

Die von der belangten Behörde vertretenen Rechtranschauung wUrde
sonach zur unhastbaren Schlußfolgerung führen , daß bald das Gericht , bald
das Ml -i,wt über di - Zulässigkeit der Erhöhung des Heizpauschales zu ent-
scheiden hätte , je nachdem die eine oder di- andere der Komponenten , aus
dmm sich das Heizpauschale zusa .nu, -»setzt -me Steigerung erfahren hat.
Ebenso haltlos ist die von der belangten Behörde m der Gegenschrift ner-
tretene R -chtsanschauung . daß schon mit Rücksicht auf die oft den Mietzins
überschreitende Höh - des Heizpauschales d,e Annahme emer N -b-ng -bühr aus-
zuschließ -n sei, denn cs gehört keineswegs zum Wesen emer Nebengebühr , daß
sie z,fs-r .näßig kleiner sei, als bi - haupff - che. Nach der Anschauung d s V -
w - llungsgerichtshofeS kann daher sür die Frag - der Zuständigkeit zur Ent-
sch-idung über di - Zulässigkeit einer Erhöhung d-s Heizpauschales nur der Um-
stand maßgebend sein , ob es als ein - N -bcngebiihr zu dem Mietzinse anzufto -ii
ist . Ist aber diese Frage , wie oben - usgesührt . zu bezähm , so fi" d bi - Mw  °
ämt . r gemäß 88 2 und 10 der Mieterschutzverordnung zu -" ' -- solch-" Snt-
sch-idung zuständig und ist es hiebei ohne Belang , welche der Berechnung - ,
gmndlagen , auf denen diese Gebühr beruht , den Anlaß zur Steigerung ge-

Di -' belangte Behörde hat daher im gegebenen Falle , wo sie zur Ent-
scheiduug Uber di - Frag - der Zulässigkeit der Erhöhung des Heizpauschales
angerufen wurde , mit Unrecht ihre Unzulässigkeit ausgesprochen.

Hiedurch entfiel die Notwendigkeit auf die übrigen , das Verfahren be
treffenden Einwendungen der Beschwerde einzugehen.

rs.
1. Ein seit dem Inkrafttreten der Mieterschutzverordnung

wann immer eingetretener Wechsel in der Person des Hauseigen¬
tümers und die Höhe des hiebei entrichteten Kauffchillmgs ist
ohne Einfluß auf die Zulässigkeit der Ei Höhung der Mletzmse.
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2 . Welche Auslagen im Sinne des 8 2 , Z . 1, als regel¬
mäßig und jährlich zu gelten haben , ist ohne Rücksicht auf die
Matenalpreise und Arbeitslöhne ausschließlich aus der Art und
Zweckbestimmung dieser Auslagen zu beantworten.

3 . Etwaige Gegenansprüche der Mieter aus dem Grunde
der Entwertung des Bedarfsgegenstandes und der nicht gehörigen
Erfüllung des Mietvertrages durch den Vermieter sind für das
Mietamtsverfahren belanglos.

4 . Die gänzliche Ausscheidung ^ von Auslagen aus dem
Grunde , weil die Partei die Kosten zu hoch berechnet, ist gesetz¬
widrig ; das Mietamt hat in einem solchen Falle den richtigen
Betrag zu ermitteln . (Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom
26 . Februar 1921 , Z . 1167 , M .Abt . 15 . 3479 .)

Der Berwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des Her¬
mann und Osias M . gegen die Entscheidung des Mietamtes für den
6. Bezirk in Wien vom 18. Mai 19 . 0 . Reg.-Z . 117 , betreffend eine
Mietzinserhöhung die angefochtene Entscheidung als gesetzlich nicht
begründet aufgehoben.

„ H ° ' du » gSgründe : Der Eigentümer des Hauses in Wien
6 . G -Straße 67 , stellte im April 1920 das Begehren , daß aus Grund der
von ihm für ein Vierteljahr auSgewieseneu Mehrauslagen von 9261 L eine
35vrozmtlge Steigerung der Mietzinse des Hauses als zulässig erklärt werde.
Hierüber erkannte das genannte Mietamt nach durchgeführter Verhandlung
bei welcher der Vermieter eine Steigerung der Mietzinse um 41 Prozent
begehrte , mit der Entscheidung vom 18 Mai 1920 nur eine achtprorentiae
Erhöhung der Mietzins - als zulässig . In der Begründung wird darauf hin-
gewiesen , daß der neue Eigentümer des Hauies , der es im Februar 1980
erworben habe , die Kosten der Instandsetzung bei der Bestimmung des Kauf¬
preises eingerechnet habe , weshalb nach der Mieterschutzverordnung nur die
seit dem Kaufe erwachsenen M -Hrauslagen auf die Mietparteien ükurwälzt
werden können Bezüglich der vom Vermieter ausgerechneten Auslagen laste
sich bei der derzeitigen Unsicherheit der Löhne und Materialpreise nicht
bestimmen , welche hievon als regelmäßig wiederkehrende aus die Mieter über¬
wälzt werden können . Außerdem habe von den Auslagen in Abzug gebracht
werden müssen : ° ° ^

m> ^ ^ d-r durch ein Elementarereignis notwendig gewordenen
Maurer -, Tischler - und Spenglerarbeiten;

b) di - Kosten der Herstellungen , di - durch den im Haus - befindlichen
Kinobetrieb verursacht wurden ; v

e) die zu hoch berechneten Beleuchtungskosten.
Endlich sei berücksichtigt worden , daß durch die im letzten Winter statt-

g-fmldene Einstellung der Zentralheizung eine Minderung des B -standobjektes
hervorgerufen worden sei und daß bei einem höheren Bruttozinse di - Erhöhung
der Mrüch wl -d-rk-hr -nd -n Auslagen für die Kanalräumung . Kaminsegung

EriräMsse ^ Prozentuell niedriger sind als bei einem geringeren

Diese Entscheidung wird von dem Hauseigentümer in der Beschwerde
E und wegen mangelhaften Verfahrens belämpft , weil di - sür

"2 " ^ ^ » klLrung einer lediglich achtprozentigen Zinssteigerung geltend
gemachten Gründe m der Mieterschutzverordnung keine Stütze finden und die
-ngefochten - Entscheidung nicht erkennen laste , auf Grund welcher tatsächlicher

ge?angi7st ' ^ etamt zu einer achtprozentigen Erhöhung der Mietzinse

Aus der angefochtenen Entscheidung ist, wie die Beschwerde mit Recht
geltend macht , nicht zu entnehmen , aus Grund welcher ziffernmäßigen Grund-
lagen die Zinsst -ig -rung nur in dem Ausmaße von acht Prozent jährlich als
Mässig erkannt wurde , so daß eine Ueberprüfung der Entscheidung in dieser

nicht durchführbar ist. Eine Ueberprüfung ist nur insoweit möglich,
E ^ » Begründung die Darlegung allgemeiner Grundsätze enthält , von denen
^ ^ Erhebung und Wertung de? Tatbestandes und bei

z^ foVd -m^ Erg -bnist - " " V -rwaltungsgerichtshof gelangte hiebei
. „ 2Vas zunächst den Hinweis anbelangt , daß der Vermieter bereits anläßlich
A die Kosten notwendiger Jnstandhaltungsarbeiten
bs ' d-r Best,mmung des Kaufpreises berücksichtigt Hab-, so ist dem - ntgegen-

^ abgesehen davon , daß diese Annahme in der Aktculage
keme Stütze findet , nach den Bestimmungen der Mieterschutzverordnunq ein
arr^ kE? .^ " Erafttreten der Mietcrschutzbestimmunge » wann immer eingctretener

des Hauseigentümers und die Höhe des hiebei ent-
ZulSssigkeit der Erhöhung des Mietzinses ohne

Einfluß ist und daß infolgedessen der neu - Eigentümer bei der Geltend-
machung des Anspruches aus Erhöhung der Mietzinse nicht auf di- ,eit d m
Kaufabschlüsse erwachsenden Mehrauslagen beschränkt ist. (Zu vergleichen das
hiergerichtlich - Erkenntnis vom 22 . Jänner 1921 , Z . 5930 .) ^
- , 7^ ? belangte Behörde weiters geltind , daß die Un.
sicherhclt d«c Löhne und der Materialpreise eine Bestimmung derjenigen Aus-
wgen , welche als regelmäßig wiederkehrend - zu gelten haben , nicht zulasse
D - nn welche Auslagen als regelmäßige jährliche Auslagen für die Erhaltung

Hauses im « mne dis Z 2 , Punkt I der Mieterschutzverordnung zu gelten
Own7 ' »!?«kÄ " ^ ° ^ °bei verrechneten Materialpreise und Arbeils-
zu b-antwmten . ^ ^-r A r t und Z w - ckb e st i m m u n g dieser Auslagen

Wenn das Mietamt ferner bei der Berechnung der zulässigen Zins-
eryohung auch die im letzten Winter erfolgte Einstellung des Betriebes der
Zentralheizung in Anschlag bringt , so übersieht es hiebei , daß nach den Be¬
stimmungen der Mi -terschutzverordnung die Mictämter lediglich von dem Met-
zmse auszugehen haben , den der Mieter bisher oder den der letzte Mieter zu
zahlen hatte (§ 3 Mi -terschutzverordnung ), daß dagegen für die Berücksichtigung
etwaiger Gegenansprüche d-r Mieter aus dem Grunde der Entwertung des
Bestandgegenstandes und der nicht gehörigen Erfüllung des Mietvertrages
durch den Vermieter kein Raum ist, zumal diese Ansprüche unabhängig hievon
von den Vermietern jederzeit bei den ordentlichen Gerichten geltend gemacht
werden können . Das Mietamt hatte aber die MHrauslagen im Sinne des
8 2, Punkt 1 d-r Mieterschutzverordnung in dem vollen , als erwiesen ange¬
nommenen Betrage seiner Berechnung zugrundezulegen , da das jeweilige
Prozentverhältms dieser Auslagen zu dcm Zinsertrag - für die Frage , welche
o ^ ^ ßkrung auf Grund der Gesamtsumme der ausgewiesenen Mehrauslagen
zulässig erscheint , nach d-r Mieterschutzverordnung belanglos erscheint . Für die
von dem Mietamte vertretene gegenteilige Anschauung bietet die Mieterschutz-
Verordnung keinen Anhaltspunkt.
« » auch ^ gänzliche Ausscheidung der Beleuchtungs-
kosten als im Gesetze nicht begründet , weil der Umstand , daß di - Partei diese

berechnet hatte , nicht geeignet war , die völlige Außerachtlassung
dieser Posten zu begründen , vielmehr dem Mictamtc nur Veranlassung bieten
konnte , nach den Grundsätzen des Verfahrens außer Streitsachen (8 10 , Mieter¬
schutzverordnung ) unter Mitwirkung der Partei den richtigen Mehrbetrag zu

Da sonach die belangte Behörde , von unrichtigen Rechtsanschauungen
ausgehend , « ne den Bestimmungen der Mieterschutzverordnunq entsprechende
Ermittlung und Berechnung der Mehrauslagen sowie der zulässigen Zins-
st-igerung unterlassen hat . mußte mit d-r Aufhebung der angefochtenen Ent-
scheroung gemäß Z 7 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes vorgegangen werden.

2G.
Geltendmachung von Heimatrechtsansprüchen durch
ehemals österreichische und nunmehr ausländische

Gemeinden.

Der Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze ' des
Präsidenten Dr . Schuster über die Beschwerde der Gemeinde Wien
gegen die Entscheidung des Staatsamtes für Inneres und
Unterricht vom 19 . April 1920 Inneres , betreffend das Heimat-
recht der M . S . nach der am 10 . Mai 1921 durchgeführten öffent¬
lichen mündlichen Verhandlung des Magistratssekretärs Eisenbach,
als Vertreter der Beschwerde , zu Recht erkannt : Die angefochtene
Entscheidung wird als gesetzlich nicht begründet aufgehoben.
»r, düng s grün de:  Der vom Wiener Gemeinderate bestellte
Ausschuß für die Verleihung des Heimat - und Bürgerrechtes hat das auf
Grund der Henna,gesetznovelle vom 5 . Dezember 1896 , R .-B .-Bl . Nr . 222
gestellte , bei der Gemeinde Wien am 11 . Februar 1917 - iug -langt - Begehren
der Gemeinde L>°bles <au um Aufnahme d-r am 22 . Dezember 1896 geborenen
raia - ' " den W .-n -r ' H -lm - tv -rband mit dem Beschlüsse vom 14 . März

^ m ^ hingen am 13 . Mai 1919 eingebrachte
m ( G -m -lnd - Sobieslau hat di - niederösterrcichische Landesregierung
^ ^ 1919 , XI a 1518 , ausgesprochen , daß der

Anspruch nicht zu Recht besteht, da M . S . dadurch der öffentlichen
Kwd Äss ? " "? 1" ' /aß deren minderjähriges uneheliches
190 ° bÄgestorben  3 . Oktober 1911 ) in den Jahren
H1911  auf Kosten des böhmischen Landesfonds in Findelpfleze stand
Rernw .. ! " ,, d-ese Entsch -idung am 17 . November 1919 eingebrach,e
Berufung der Gemeinde Sobieslau bat das Staatsamt fü '- Inneres und
^bff ' chtnitt dem Erlasse vom 19 . April 1920 , Z . 5540 , Abü 9 Inneres

Wien ^erlangt habe ausgesprochen , daß M . S . das H -immr -cht in

Odia, ;? ' di dklchwerdeführende Gemeinde macht gegen diese Entscheidung
der d̂mch G M ^ di - Gemeinde Sobieslau infol/e
der durch das Gesetz vom 22 . November 1918 , St .- G .-Bl . Nr . 40 erfolaten
Bildung der Republik D -uischösterrcich schon an diesem Tage aufaebört habe
d-7 Lbu ° ^ "ubl.k ' U ihr so!nü w^ °r°ä!?1em Tage
oer Erhebung der Berufung gegen den Beschluß des Ausschusses des

für die Verleihung des Heimat - und Bürgerrechtes noch
Lande«. Ze -tpunkl- der Berufung gegen die abweisend - Entscheidung der
v- rband °de7 ' d^ w!e^ d' " ^ U-b-rnahme d-r M . S . in den Heimat-

K -ni -ind - zugestanden ,- i.
Beschlusses der provisorischen Nationalversammlung für

... L
«LS .2 LS
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in Betracht , da die Heimatrechtsnovelle vom 5. Dezember 1898 , R .-G .-Bl.
Nr . 22 , zwar einen Anspruch eines Ausländers an eine österreichische Gemeinde
auf Zusicherung der Ausnahme in ihren Heimatperband , nicht aber einen
Anspru « einer ausländischen Gemeinde auf Aufnahme eines ihr Angehörigen
in,den Heimstverband einer österreichischen Gemeinde kennt.

Die angefochtene Entscheidung , die aufliegend einer tschechoslowakischen
Gemeinde den Anspruch auf Aufnahme eines ihr Angehörigen tn den Verband
der österreichischen Gemeinde Wien zuspricht , steht darum mit dem Gesetze im
Widerspruche . (B . G . H . 3444 .)

21 .
Ortspolizeiliche Bestimmungen für den Handel und
de» Betrieb von Gewerben und sonstigen Unter¬
nehmungen auf Standplätzen auf den öffentlichen

Straften , Gassen und Plätzen der Stadt Wien.
Verordnung des Magistrates im selbständigen Wirkungs¬

bereiche vom 26 . September 1921 , M .Abt . 53 , 1556/21.

Auf Grund der 88 80 , 114 und 115 des Verfassungsgesetzes
der Bundeshauptstadt Wien und des Artikels 18 des Bundesver¬
fassungsgesetzes werden rücksichtlich des Handels und des Betriebes
von Gewerben und sonstigen Unternehmungen auf Standplätzen auf
den öffentlichen Straßen , Gassen und Plätzen der Stadt Wien un¬
beschadet bereits bestehender Vorschriften folgende ortspolizeilichen Be¬
stimmungen erlassen:

8 1. Die Einnahme von Standplätzen und die Aufstellung von
Gegenständen jeder Art (Wagen , Stellagen , Tischen , Bänken u . dgl .)
auf den öffentlichen Straßen , Gaffen und Plätzen zum Zwecke des
Handels oder des Betriebes von Gewerben und sonstigen Unterneh¬
mungen ohne besondere Bewilligung der Gemeinde ist untersagt.
(Magistratskundmachung vom 8 . Mai 1901 , Z . 69626 , und vom
Mai 1904 , M .Abt . 4 , 4331 .)

tz 2 . Um die Bewilligung einer derartigen Inanspruchnahme
der öffentlichen Verkehrswege ist beim Magistrate , Abt . 36 , in den
Bezirken 10 bis 19 und 21 bei den Bauamtsabteilungen der be¬
treffenden Bezirksämter unter Angabe des Standplatzes , und des
Gegenstandes des Betriebes einzuschreiten.

8 3 . Die Erteilung der Bewilligung setzt voraus , daß der Be¬
werber nicht bereits Standplatzbewilligungen im Gebiete der Stadt
Wien besitzt, daß er den vorgeschriebenen Platzzins auf ein Jahr im
vorhinein erlegt und daß er sich nötigenfalls über den Besitz ge¬
eigneter Stellen zur Aufbewahrung der Warenvorräte ausweist , sie
ist dadurch bedingt , daß der Bewerber die entsprechende Gewerbe¬
oder sonstige Berechtigung erlangt.

8 4 . Personen , welche eine Gewerbeberechtigung zum Feilbieten
im Umherziehen von Haus zu Haus oder auf der Straße im Ge¬
meindegebiete von Wien nach 8 60 , Absatz 2 der Gewerbeordnung
aus der Zeit vor dem 24 . Mai 1921 besitzen, sind, die Erfüllung
der bestehenden Vorschriften vorausgesetzt , jedenfalls Standplätze anzu¬
weisen und unter ihnen genießen diejenigen , deren Gewerbeberechtigung
aus der Zeit vor dem 15 . September 1902 hcrrührt , bei sonst gleichen
Bedingungen den Vorzug . Neue Bewerber um Standplätze sind nur
in besonderen Fällen zu berücksichtigen (Kriegsinvalide , Kriegershinter¬
bliebene , Personen , die zum erlernten und zu einem sonstigen ent¬
sprechenden anderen Erwerb nicht mehr geeignet sind) .

8 5 . Tische, Bänke , Wagen und sonstige Geräte dürfen auf dem
Standplatze nur mit besonderer Bewilligung aufgestellt werden , einer
solchen Bewilligung bedürfen auch besondere Herstellungen dortselbst
(Buden , Bedachungen ). Diese Bewilligungen haben sich auch auf die
Art und Beschaffenheit der Geräte und Herstellungen zu beziehen.

8 6 . Bei Vergebung des Standplatzes und bei Bemessung seines
örtlichen Umfanges , der in der Länge 1 ra und in der Breite 70 om
nicht überschreiten soll, ist auf die gesundheits -, markt - und sicherheits¬
polizeilichen Rücksichten, bei Vergebung der Plätze außerdem darauf
Bedacht zu nehmen , daß eine ungebührliche Anhäufung solcher und
ein derartiger Wettbewerb mit Unternehmern gleicher Art in Ge¬
schäftslokalen nicht stattsindet.

8 7 . Die Platzbewilligung kann aus wichtigen öffentlichen
Interessen widerrufen werden , ferner , wenn der Platzinhaber trotz
wiederholter Bestrafungen oder schriftlicher Verwarnungen wichtigen
Vorschriften zuwiderhandelt , wenn er seit einem Jahre mit dem

Platzzinse im Rückstände ist oder wenn er seinen Standplatz entgeltlich
abgetreten oder übernommen hat.

Sie erlischt von selbst mit dem Anfhören der Gewerbe - oder
sonstigen Berechtigung und mit der Anweisung eines anderen
Standplatzes.

Z 8 . Der für die Benützung des Standplatzes an die Gemeinde
Wien zu entrichtende Platzzins ist alljährlich im vorhinein fällig.

8 9 . Feilgehaltene Lebens - und Genußmittel sind gegen schäd-
licbe Einwirkung entsprechend zu schützen.

8 10 . Die Platzinhaber haben für die Reinhaltung des Stand¬
platzes Sorge zu tragen , aufgestellte Geräte sind nach Geschäftsschluß
in der Regel zu entfernen . Ist die Entfernung nicht möglich , so hat
der Inhaber für die notwendigen Sicherheitsvorkehrungen auf¬
zukommen.

8 11 . Der Platzinhaber hat bei Benützung des Platzes die vom
Magistrate ausgestellte , mit dem Lichtbilde des Inhabers versehene
Legitimation zur Ausweisleistung gegenüber den Aufstchtsorganen bei
sich zu führen und seinen Standplatz durch Anbringung einer
Namenstasel an Geräte , Tragkörbe u. dgl . zu kennzeichnen.

8 12 . Eine Vertretung in der Benützung des Standplatzes ist
nur ausnahmsweise im Falle der Erkrankung oder sonstigen be¬
gründeten Verhinderung des Platzinhabers zulässig und bedarf einer
wöchentlich vom Magistrate zu erneuernden Bescheinigung , welche der
Vertreter nebst der Legitimation des Vertretenen am Standplatze zur
Ausweisleistuug bei sich zu führen hat . Dauert die Verhinderung
voraussichtlich oder tatsächlich  über vier Wochen , so ist dem Ver¬
treter eine Legitimation wie dem Inhaber unter Kennzeichnung seiner
Vertretereigenschaft auszustellen.

8 13 . Es darf nur eine  Hilfsperson am Standplatze, "und zwar
nur bei Gebrechlichkeit des Platzinhabers gestattet werden , der Name der
Hilfsperson ist in der Legitimation des Standhalters anzugeben.

8 14 . Die vorstehenden Bestimmungen gelten nicht für die Ver¬
gebung von Standplätzen für ständige und periodische Märkte (Weih-
nachts -, Nikolo -, Kirchweihmärkte ), für die Standplätze der Platz-
fuhrwerker und Platzdiener und für Stände bei vorübergehenden An¬
lässen . Die Vorschriften der 88 H bis 13 können bei Vergebung
der Plätze für größere Objekte (Buden , Kioske u . dgl .) ausgeschaltet
werden.

8 15 . Uebertretungen der vorstehenden Vorschriften werden nach
8 114 des Verfassungsgesetzes der Bundeshauptstadt Wien geahndet.

8 16 . Diese Verordnung tritt am 1 . Oktober 1921 in Kraft.
Der Bürgermeister : Reumann.

x
22 .

Exequatur für den tschechoslowakischen General¬
konsul Dr . Starch.

Dr . Jindrich Starch wurde zum Generalkonsul der tschechoslowakischen
Republik in Wien mit Amtrwirksamkeit im ganzen Bundesgebiete der Republik
Oesterreich ernannt ; mit Entschließung vom 20 . August 1921 hat der BundeS-
präsident seinem Bestallungsdiplom das Exequatur erteilt . (M .Abt . 49 , 5335 .)

2 ».
Ausländische Ordensauszeichnungen.

Laut Erlaß des Bundesministeriums für Inneres und Unterricht
hat das Bundeskanzleramt mit Note vom 1921 , Z . 544/B . K .,
nachstehendes zur Kenntnis mitgeteilt:

Der Ministerrat hat auf Grund eines vom Bundesministerium
für Aeußeres erstatteten Vortrages mit Beschluß vom 30 . November
1v21 ausgesprochen , daß österreichischen Bundesangehörigen die An¬
nahme und das Tragen ausländischer Ordensauszeichnungen als den
bestehenden Gesetzen nicht widerstreitend gestattet werden , kann.

Der Bundeskanzler wurde ermächtigt , die in den Wirkungs¬
bereich der Bundesregierung fallende Bewilligung zur Annahme und
zum Tragen solcher Auszeichnungen in deren Namen zu erteilen.

Einschlägige Gesuche werden von österreichischen Bundesbürgern,
die im Bundesgebiete ihren Wohnsitz haben , im Wege der zuständigen
politischen Verwaltungsbehörden beim Bundcsministerium für Inneres
und Unterricht einzubringen sein. Für außerhalb des Bundesgebietes
wohnhafte Bundesangehörige ist das Bundesministerium für Aeußeres
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zuständig . Bnndesangestellte haben ihre Gesuche bei ihrer Dienstbehörde
einzureichen , welche deren Weiterleitung an das Bundesministerium
für Inneres und Unterricht zu übernehmen haben wird.

Hievon wird mit dem Beifügen Mitteilung gemacht, daß die
dem hierortigen Resfort angehörenden Bundesangestellten einschließlich
den in öffentlichen Diensten stehenden Lehrpersonen die bezüglichen
Gesuche dementsprechend bei ihrer Dienstbehörde einzubringen haben,
welche die Weiterleitung an das Unterrichtsamt zu veranlassen hat.

Bemerkt wird , daß dermalen nicht in Aussicht genommen wird,
die erteilte Bewilligung zur Annahme und zum Tragen einer aus¬
ländischen Ordensdekoration amtlich zu verlautbaren.

L4.

Legitimation für den Vertreter der rumänischen
Regierung.

Das Staatskommissariat für Rücklieferungen hat mit Zuschrift
vom 9 . September 1o2l mitgcteilt , daß außer den bereits im Erlasse
vom 20 . August 1 »21 , M .D . 5101 , genannten Mandataren des
,8srvics äes Rsstiturionn etUsparstions en naturo « (AlbertTribout und
Francesco Rolla ) eine weitere Legitimation an Dr . G . Constantinesco,
Vertreter der rumänischen Regierung beim 8srvias äss Uestitntiono
st Uöparution8 , ausgestellt wurde . (M .D . 5504 .)

L5.
Landesregierung Kärnten . — Anschrist.

Ueber ein vom Bundeskanzleramte mitgeteiltes Ersuchen der
Kärntner Landesregierung sind , um unliebsame Verzögerungen hintan¬
zuhalten und mit Rücksicht darauf , daß der Amtsbctrieb für die
mittelbare Bundesverwaltung und für den selbständigen Wirkungs¬
bereich in Kärnten noch örtlich getrennt ist, die für Kärnten bestimmten
Dienststücke in Hinkunft , soweit sie die eigentliche autonome Landes¬
verwaltung betreffen , an die „Landesregierung (selbständiger Wirkungs¬
kreis ) Klagenfurt , Landhaus " , alle .die Landesregierung im übertragenen
Wirkungsbereiche (mittelbare Bundesverwaltung ) betreffenden Dienststücke
jedoch an die „Landesregierung (übertragener Wirkungskreis ) Klagenfurt,
Rudolfsplatz " zu richten.

28
Umbenennung von Anstalten.

Mit 1. September 1921 werden die Bezeichnungen einiger dem
Bundesministerium für Jnueres und Unterricht unterstellten Anstalten
abgeändcrt wie folgt:

Staatstheaterverwaltung in Bundestheaterverwaltung ; Staats¬
theater in Bundestheater ; Staatsoper in Operntheater ; Staats¬
erziehungsanstalten in Bundeserziehungsanstalten ; Staatslehrerbildnngs-
anstalten in Bundeslehrerbildungsanstalten ; Staatshandelsakademie in
Bundeshandelsakademie ; Staatsdenkmalamt in Bundesdenkmalamt;
Geologische Staatsanstalt in Geologische Anstalt ; Staatsakademie für
Musik und darstellende Kunst in Akademie für Musik und darstellende
Kunst ; Kunsthistorisches Staatsmuseum in Kunsthistorisches Museum;
Naturhistorisches Staatsmuseum in Naturhisto ^isches Museum ; Oester-
reichische Staatsgalerie in Oesterreichische Galerie ; Staatliche graphische
Sammlung Albertina in Graphische Sammlung Albertina.

27.
Zulassung der Kreuzsteiubauweise.

In Erledigung des Ansuchens der Bauunternehmung „ Omega " ,
Decken- und Baumaterialiengesellschaft m . b. H ., Wien , 6. Amerling¬
straße 4 , um Zulassung der Kreuzsteiubauweise im Gebiete der Gemeinde
Wien , wird die Anwendung dieser Bauweise bei Hochbauten in Wien
gemäß den vom Oesterrcichischen Ingenieur - und Architektenvereine auf¬
gestellten und vom Staatsamte für Handel und Gewerbe , Industrie und
Bauten genehmigten Leitsätzen für die Ausführung von Hohlmauern
aus Betonsteinen und auf Grund der vurchgeführten Festigkeitsversuche
unter folgenden Bedingungen als zulässig erklärt:

1 . Für die genannte Bauweffe , die einen Verband von Kreuz - und
Halbkrenzsteinen aus Kies -, beziehungsweise Schlackenbeton bei Ausfüllung

der Zwischenräume mit Asche u . dgl . darstellt , wodurch Mauerstärken von
13 , IS , 33 , 47 cm usw . gebildet werden , haben im allgemeinen die für Beton¬
bauten geltenden Vorschriften (Ministerialverordmmq vom 15 . Juni 1911 und
15 . September 1918 über di - Herstellung von Tragwerken aus Eisenbeton
oder Stampfbeton bei Hochbauten ) sinngemäß Anwendung zu finden . Die als
Füllstoff benützte Asche ist in trockenem und reinem Zustande zu verwenden.

2 . Di - Steine müssen den vorgelegten Zeichnungen entsprechen und sind
aus Kiesbeion im Mischungsverhältnis von mindestens 140 kg Portland¬
zement auf 1 m » Sand und Schotter , jedenfalls aber so herzustellen , daß
eine Würfelfestigleit von 60 kg/w » nach sechs Wochen erreicht wird , falls die
Inanspruchnahme der Mauern nicht eine bessere Mischung erfordert . Wenn als
Zuschlagstoff - für die Betonbereitung Keffelschlacke, Lokomotivlöjche u . dgl.
verwendet werden , ist die Zementmiudestmenge eventuell derart zu erhöhen
daß die Festigkeit des Schlackenbetons (nach sechswöchentlicher Erhärtung
wenigstens 45 kg/om > beträgt.

3 . Der Mörtel ist im RaummischungsverhältniZ 1 : 8 aus Portland,
zement und reinem , feinkörnigen , reschen Sand , wobei ein Drittel der Portland-
zementmrnge durch Weißkalk ersetzt werden darf , jedenfalls aber so herzustellen,
daß eine Mörtelfestigkeit von 15 kss/cm » nach sechs Wochen erreicht wird.

4. Der Baubehörde steht es frei , auch während der Bauausführung den
Nachweis über die Beton -, Zellen - und Mörtelfestigkeit durch Proben zn
verlangen.

5 . Di - nutzbar - Querschniitsfläche der Hohlmauer ist bei 13 cm Hohl¬
mauern mit 1040 cm » auf 1 m Mauerlänge , bei 19 cm Hohlinauern mit
1150 cm » auf 1 m Mauerlänge , bei 38 cm Hohlmauern mit 1800 cm » auf
1 m Mauerlänge , bei 47 cm Hohlmauern mit 2250 cm » aus 1 w Mauer¬
länge anzunehmen . Das Mauergewicht ist der verwendeten Beton -, beziehungs¬
weise Schlackenbetonmischung entsprechend anzunehmen ; der Nachweis des der
Rechnung zugrundegelegten Mauer -, beziehungsweise Raumgewichtes kann von
der Baubehörde jederzeit verlangt werden.

6 . Di - zulässig - Dcuckinanspruchnahme der nutzbaren Mauerquerschnitt-
fläche ist abhängig von der jeweils nachgewiefenen Beton -, beziehungsweise
Zcllenfestigkeit , und zwar hat zu betragen bei einer Betonwürfekfestigkeit von
60 k ^ /om », beziehungsweise 45 KZstem» bei Schlackenbeton die Zellensestigkeit
mindestens 50 kx/cm », beziehungsweise 33 kg/cm », die zulässige Druckbean-
svruchung des nutzbaren Mauerquerschnittes ist bei Steinen aus Kiesbeton mit
10 kS/cm », bei Steinen aus Schlacken mit 8 k ^/em » anzunehmen . Beträgt
di - freie Mauerhöhe d mehr als das Zwölffach - der Mauerstärke b (ohne
Putz ), so ist der Wert der zulässigen Inanspruchnahme durch Multiplikation mit
der Abminderungszah ! « - - 1-90 - 0075 k/b h-rabzufetzen . Di - Höhe tragender
Mauern darf nicht mehr als das 16 fache der Mauerstärke betragen . ^

7 . Bei der Herstellung der Hohlmauern ist besondere Sorgfalt den Stoß - -
fugen zuzuwenden und der Mörtel der Lagerfugen vor dem Ansetzen jedes
St -ines gut abzugleichen.

8. In jedem Geschosse ist ein durchlaufender , den ganzen Gebäudegrund,
riß mnfaffender als Deckmauflager dienender Betonrost von mindestens 15 cm
Höhe anzuordnen . Durch diesen Rsst dürfen Rauch - und Lusiabzüge geführt
werden . In jedem Stockwerke ist ein Schließennetz anzuordnen ; die Mauer¬
schließen find in den Betonrost zu verlegen . Die Hohlmauern find in Ent¬
fernungen von höchstens 7 m durch geeignete Querwände oder (eventuell be¬
wehrte ) Betonpfeiler zu verstärken . Für einen guten Anschluß der Zwischen¬
wände an die Hauptmauer ist Sorge zu tragen.

9 . Die Rauchfänge sind aus gewöhnlichen Mauerziegeln oder durch
Ausbetonieren de: angrenzenden Hohlräume des normalen Hohlmauerwerkes
herzustellen.

10 . Als Auflager freitragender Stiegen dürfen Hohlmauern nicht ver¬
wendet werden ; bei beiderseits ausliegenden Stufen sind Auflager aus Stampf¬
beton oder Ziegelwerk (bei Vermehrung einer Störung des Verbandes und
eines Verhaus der Steine ) herzustellen.

11 . Die Fundamente stad mindestens bis auf eine der Sohlenbrrite
gleiche Höhe aus Gollmauerwerk herzustellen . Di - Fundamentverbreiiernug hat
in der gleichen Weise zu geschehen wie bei Bauten auS Bsllmamrwerl.

12 . Die Abänderung und Ergänzung der vorstehenden Bedingungen
sowie die gänzliche Zurücknahme dieser Bewilligung bleibt nach Maßgabe der
praktischen Erfahrungen Vorbehalten.

Beschreibung.  Die Kreuzsteinbauweise bildet Hohlmsuern aus
hochkautig gestellten Fsrmsteinen von kreuzförmigen und halbkreuzförmigen
Grundriß ; die Länge dieser Steine ist 59 cm , die Breite 13 , beziehungsweise
21 cm , die Höhe 29 cm , die Plattcustälke 5 cm . AuS diesen Steinen können
13 , 19 , 33 , 47 , 61 cm usw . starke Mauern gebildet werden . Be , 33 ow und
darüber ergeben sich zwei , beziehungsweise mehrere Hohlschichtm hintereinander,
von denen die äußerste bleibt , während die anderen eine Aschenfüllung er¬
halten . Die Steine werden entweder aus Kies - oder reinem Schlackenbeton
erzeugt . Als Mörtel dient verlängerter Portlandzementmörtel . Stärkere Innen-
mauern werden im Verbände in die Hauptmauern eingebunden , schwächere
durch Flacheisen , die in die Fugen eingreifcn , mit diesen verbunden . Für die
Ausbildung der Mauerecken sind Hakenstcine vorgesehen , die Eck- wird dann
ausbetoniert . (M .Abt . 86 , 3 t 63 .)

Zulassung der Hshssteinbarrweise System „ Schwarz " .
In Erledigung des Ansuchens der Bauunternehmung Bacher

und Baumeister Schwarz,  Hohlsteinbaugesellschaft m. b. H ., Enns,
Wienerstraße 2o , Oberöstcrreich , um Zulassung der Hohlsteinbauweise
System „Schwarz " wird die Anwendung dieser Bauweise bei Hoch-
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bauten in Wien gemäß dm vom Oesterreichischen Ingenieur - und
Architektenvereine in Wien aufgestellten und vom Staatsamte für
Handel und Gewerbe , Industrie und Bauten genehmigten Leitsätzen
für die Ausführung van Hohlmaucrn aus Betonsteinen und auf Grund
der durchgeführten Festigkeitsversuche unter folgenden Bedingungen als
zulässig erklärt:

1. Für die Hobtsteinbauwkisi Softem „Schwarz " baden im allgemeinen
die für Betonbauten oeltenden Vorschriften (Ministerialverordmma vom 15 . Juni
161 l und 15 . September 1918 über die Herstellung von Trogwerken aus
Eisenbeton oder Stampfbeton bei Hochbauteul sinngemäß Anwendung zu finden.
Ist für einen Bau die Verwendung dieser Bauweise vorqeleben , sa ist die? in
den Einreichungsplänm anzuführen und di - erforderlich - statische Berechnung
beizubrinoen.

2.  Die Steine müssen nach Form und Abmessungen den norgelegten
Zeichnungen entsprechen und sind aus Kiesbeton im Mischnngsverbiiltniffe van
236 kg Zement auf 1 in» Sand vnd Schotter (RüUMmi!chnna§verhSltnis 1 :6,
geforderte Mindestwürfelfestiflkeit 110 kg/cm - nach sechs Wachen ) b-rrusteüen,
falls die Jnanlvruchnabme der Mauern nicht eine basiere Mischung erfordert.
Falls als Zuschlagstoffe Keffelschlacke, Lokamotivläsche u . dal verw -ndet werden,
ist die Zementmindestmengc derart zu erhöben . daß die Festigkeit des Betons
Nach sechswöchentlicher Erbärtuna wenigstens 110 kg/cm » erreicht.

8 . Der Mörtel ist im Mischungsv -rbältnifle van 230 kg Portlandzement
aus 1 m » reinen , feinkörnigen , reschen Sand , wobei höchstens ' / « des Portland-
zementes durch Weißkalk ersetzt werden dark , berzustellen.

4 . Der Baubehörde fteb« es frei , auch wäbrend der Bauousföbrnng den
Nachweis Uber die Beton (Würsil -) , Stein - (beziehungsweise Zellen -) und
Mörtelfestigkcit durch Proben zu verlangen.

5 . Die nutzbare Querschnittsfläche der hohlmau -r ist mit 1650 cm » auf
1 m Mauerlänoe , das Gewicht der unverputzten (ein St -instärken ) Mauer mit
348 kg/m » Aufrißfiäche anzunehmen , falls nicht der GewichtsnachweiS besonders
erbracht wird.

k . Die zulässige Druckinanspruchnabme der nutzbaren Mauerguerschnitts-
fläche hat bei einer Betonfestigkeit von mindestens 110k ? /cm », beziehungsweise
einer Zellen (Stein .) lestigkeit von mindestens 80 k ^ /oin » 8 , 5 kx/em » zu betragen.
Beträgt die freie Mauerböbe k mehr als das Zwölffacke der Mauerstärke b
lobne Verputz ) , so ist der Wert der zulässigen Jnansvruchnabme durch Multi¬
plikation mit der Abminderunqszabl » — 1'90 — 0 '075 b/i > herabzusetzen . Die
Höhe tragender Mauern darf nicht mehr als das 16fache der Mauerstärke
betragen.

7 . Die Herstellung der Mauern hat mit besonderer Sorgfalt zu geschehen.
Insbesondere ist der Mörtel vor dem Ansitzen jedes Steines aut abzugleichen.

8 . In jedem Geschosse ist ein durchlaufender , dm ganzen Gebäud -grundriß
umfassender als Deckenauflager dienender Betonrost von 15 em Höhe anzu¬
ordnen . Durch diesen Rost dürfen Rauch - und Luftabzüge geführt werden . In
jedem Stockwerke ist ein Sckließennetz anzuordnen ; die Mauerschließen sind in
den Betonrost zu verlegen . Die Hohlmauern find in Entfernunoen von höchstens
7 m durch geeignete Querwände oder Pfeiler zu verstärken . Für einen guten
Anschluß dieser Zwischenmauern an die Hauptmauern ist Sorge zu tkagen.

S . Die Räuchsänge sind in der Regel au « MauersVoDziegeln berzustellen.
Nicht ausbetonierte Hohlsteine sind hier aus Gründen der Rauchdichtigkeit von
der Verwendung auszuschließm.

10 . Als Auflager freitragender Stiegen dürfen Hoblmauern nicht ver.
wendet werden ; bei beiderseits aufliegenden Stufen sind die Auflager aus
Stampfbeton oder Ziegelmauerwerk (bei Vermeidung einer Störung des Ver¬
bandes und eine » Verhaus der Steine ) herzustellen.

11 . Die Fundamente sind mindestens bis auf eine der Sohlenbrcite gleiche
Höhe aus Vollmauerwerl herzustellen . Die Fundommtverbreiterung hat in der
gleichen Weile zu geschehen wie bei Bauten aus Vollmauerwerk.

12 . Die Abänderung und Ergänzung der vorstehenden Bedingungen
sowie gänzliche Zurücknahme dieser Bewilligung bleibt nach Maßgabe der
praktischen Erfahrungen Vorbehalten.

Beschreibung:  Diese Hohlsteinmauern werden aus Kinheitssteinm
gebildet , die im Horizontalschnitt als Grundform ein gl -ichschenkeliges Dreieck
zeigen , wodurch erreicht wird , daß die Stege der über einanderliegenden Stein-
sckaren durchlaufen . Die Dimensionen der Steine sind 15X29X39,  die
Zwilchenstege 3 om , die Wandstege 4 om stark. Die Hohlstein - werden in
eisernen Formen gestampft . Die Rouchfänqe werden unter Verwendung von
gewöhnlichen Mauerziegeln hergestcllt , Mauerzwecken und Anschlüsse von
Zwischenwänden ebenfalls durch Verbindung von Hohlstein - und Ziegelmauer¬
werl gebildet . (M .Abt . 36 , 8921 .)

LS.

Zulassung von Gipsschlackenstein - und Leichtbeton¬
platten.

In Erledigung des Ansuchens der Firma Stäuber Le Komp .,
Wien , 9 . Währingerstraße 61 , um Zulassung von Baumaterialien
wird die Verwendung dieser Baumaterialien für das Gemcindegebiet
von Wien bei Hochbauten unter folgenden Bedingungen als
zulässig erklärt:

L . GiPSschlackcnsteinplatten.
I . Diese Platten werden solange als Baumaterial für Wände in Wien

als zulässig erklärt , als sie den überreichten Musterplatten entsprechen.

2 Zur Herstellung der Wände dürfen nur vollkommen trockene Steine
verwendet werden , deren Würfelfestigkeit mindesten » 6 k ^ om » bei einem Raum-
gewicht von 800 kg/m » betroq -n foll . Die einzelnen Steine müssen unter-
« « ander und die Wand selbst muß mit den anderen Gebäudeteilen durch
dünnflüssigen Gipsmörtel , erforderlichenfalls durch Anwendung anderer HNfs-
mittel gut verbunden werden.

3 . Die aus diesen Platten b-rgesiellt -n Wände dürfen zur Abtrennung
finzelner Bestandteile einer Wohmmq oder eine « Geschäftes , jedoch nicht ö" *
Abtrennung verschiedener Wobnanoen oder Geschäfte , und zwar nur damr
angeweudet werden , wenn diese Wände keiner Belastung ovsgesitzt und nickt
böber als ein gewöhnliche » Stockwerk oufgekttbrt werden . Di - Wände mUlsiN
bei einer Zimmertieke von 5 5 in und normaler Stockwerkshöbe eine Sim e
von mindestens 5 om besitzen. Bei Wänden von größerer Länoe od« Stock-
werksböhe bat die Wandstärke mindestens 7 om , u betragen . Nach Lage der
örtlichen Verhältnisse können auch mit Genehmigung der Baubehörde andere
Wandstärken zur Verwendung kommen.

4 . Die beabsichtigte Ausführung von Wänden aus Schlackensteinen ist
in den Kostenvlänen auszuweisen . . ,

5 . Di - Aufstellung solcher Wände gehört zu den Befugnissen der kon-
zesfionierten Baugewerbetreibenden.

6 . Di « Abänderung und Ergänzung vorstehender Bedingungen auf Grund
praktischer Erfahrungen mit diesem Baumateriale bleibt Vorbehalten.

B . L e i ch tb et o n p la tt e n.
1. Di - Platten müssen sechs Wochen nach der Erzeugung ein - Würfel¬

festigkeit von mindestens 30 ks/cw » aufweisen.
2 . Die aus diesen Platten erzeugten Wände dürfen zur Abtrennung

einzelner Bestandteile von Wohnungen und Geschäften , jedoch nicht zur
Trennung verschiedener Wohnungen und Geschäfte verwendet werden.

3 . Die Wandstärke ist mit mindestens 5 cm und das Raumgewlcht der
Wand mit 1200 kss/m » anzunehmen.

4 . Alle diese Wände sind , soweit st- nicht auf Mais, „decken ausgestellt
Werden , entsprechend zu unterfangen und dürfen keiner Belastung ausgefetzt werden.

5. Di - Platten müssen vor dem Transvorte und dem Verletzen genüaend
erhärtet sein , um den Beanspruchungen während der Vermauerung , ohne
Schaden zu leiden , Widerstand leisten zu können . Als Mörtel kann in trockenen
Räumen Gipsmörtel verwendet werden , während bei Wondberstellungerr kür
feuchte Räume Weißkalkmörtet mit mindestens ein Viertel Portlandzementzusatz
zu nehmen ist. Für guten Anschluß der Wände an die Gebäudemauern lst
Sorge zu trogen . . .

6 . Die Aufstellung solcher Wände g-bört zu den Befugnissen der kon-
zesfionierten Baugewerbetreibenden und ist in den Konsensplänen auszuweisen.

7 . Die zu verwendende Schlacke muß gut abgelagerte , durchgewaschene
(sogenannte , gare ") Schlack - sein , um die Gefahr des Auftretens von Zerfall-
erscheinunaen (des „Treibens ") zu verhüten . (M .Abt . 36 , 7607 .)

KS.
Zulassung des Betouhohlsteinsystems „ Pax " .
In Erledigung des Ansuchens der Baumaschinen - und Mate¬

rialienvertriebsgesellschaft m . b. H ., Jnzersdorf bei Wien . Triester-
flraße 16 , um Zulassung des Betonhohlsteinsystems „Pax " im Ge¬
biete der Gemeinde Wien , wird die Anwendung dieser Bauweise bei
Hochbauten in Wien gemäß den vom Oesterreichischen Ingenieur - und
Architektenverein aufgestellten und vom Staatsamte für Handel und
Gewerbe , Industrie und Bauten genehmigten Leitsätzen für die Aus¬
führung von Hohlmciuern aus Betonsteinen und auf Grund der durch¬
geführten Festigkeitsversuche unter folgenden Bedingungen als zulässig
erklärt:

1. Für die genannte Bauweise , di - einen Verband eines Bauelementes
darsiellt , das durch gegenseitige Verschiebung zweier Normalzieg -lgrundriffe um
ein - halbe Ziegellänge und Fuge entstanden iü . aus dem unter Verwendung
entivrechender Tcilstiick- Mauern von 12 . 25 . 38 und 51 cm Stärke bergeüM
werden können , haben im allgemeinen die für Betonbauten geltenden Vor¬
schriften (Ministerialverordnung vom 15 . Juni 1911 und 15 . September 1918
über die Herstellung von Tragwerk -n aus Eisenbeton oder Stampfbeton b-,
Hochbauten ) sinngemäß Anwendung zu finden . Ist für einen Bau die Ver¬
wendung dieser Bauweise vorgesehen , so ist dies in den Einreichungsplänen
auzuführen und die erforderliche statische Berechnung beizubringen.

8 . Di - Steine müssen den vorgelegten Zeichnunaen entsprechen und sind
aus Kiezbeton im Mischungsverbältnisse von 230 k ? Zement aus 1 m » Sand
und Schotter (Raummilebungsverhältnis 1 : 6, geforderte Mindeftwürselfessigkeit
110 k ^ /em » nach lechs Wochen ) herzustellen . Falls als Zuschlagstoffe Kessel¬
schlacke, Lokomotivlösche (ausgebrannt und abgelagert ) , u . dgl . verwendet werden,
ist die Zewentwindestmenge enssvrechend zu erböben.

3 . Der Mörtel ist im Mischungsverhältnisse von mindestens 160 ks
Portlondzement auf 1 w » reinen , seinkörnioen , reichen Sand , wobei höchstens
ein Viertel des Portlandzementes durch Weißkalk ersetzt werden darf , her¬
zustellen.

4 . Der Baubehörde steht es frei , auch während der Bauausführung den
Nachweis über die Beton - (Würfel -), Stein - (Zellen -) und Mörtelfesttgkeit
durch Probe zu verlangen.

5 . Das Gewicht der unverputzten , einen Stein starken Normalhohlmauer
(25 em starke- „ V -Pax ") ist mit 345 k »-/m » Aufrißfläche anzunehmen , falls
nicht der GewichtsnachweiS besonders erbracht wird.
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6- Die zulässige Druckinanipruchnabme der nutzbaren Mauerquerschnitts.
sl8-b - bat bei einer Beton Würfelfestigkeit Ion mindesten » 110 ks/om - die
«rüste von 1t, bs/em - zu betraaen . Beträgt die freie Mai,erhöbe b mehr
als das Zwölffache der Mauerstürke b (ohne Verputz ), so ist der Wert der
Müffiaen Inanlvrncknabm - durch Multiplikation mit der Abminderunqszahl
« —- l '90 0 75 1i/5 berobzus t̂zen. Die 5>öhe tragender Mauern darf nicht
mehr als das 16fache der Mauerstürke betraaen.

^ In iedem Geschosse ist ein durchlaufender , den ganzen Gebäude,
gnndriß umtaffender als De ^ enauslager dienender Retonrost von 15 cm Höbe

anzuordnen . Durch diesen Rost dürfen Rauch , und Luftabzüge geführt werden.
I " , edem Stockwerke ist ein GchO-ßennetz anzuordnen ; die Mauerschließen

Betonrost zu verl -ge» . Die Hohlmauern stnd in Entfernungen von
bochsttns 7 m durch a -eignete Querwände oder Pfeiler zu verstärken . Vir
einen guten Anschluß dieser Zwischenmauern an die Hauptmauern ist Sorge
zu traaen > »

8 . Die Rauchkänae stnd in der Regel aus Mau -rsBoll )zi-geln berzu-
stellen . Nicht auSbetonierte Hoblsteine stnd hier aus Gründen der Rauch,
dichtiakeit von der Verwendung auszuschließen.

9 . Als Auflager freitragender Stiegen dürfen Hoblmauern nicht ver¬
wendet werden ; bei beiderseits aufliegenden Stufen stnd die Auflager aus
Stamvfbeton oder Ziegelmauerwerk (bei Vermeidung einer Störung des Ver¬
bandes und eines Verbaus der Steine ) berzusteflen.

10 . Die V ' ndawente stnd mindestens bis auf eine der Sohlenbr -ite
gleiche Höbe aus Vollmauerwerk berzusteflen . Die Fundamentverbreiterung hat
m der gleichen Weise zu geschehen wie bei Bauten aus Vollmauerwerk.

11 . Die Abänderung und Ergänzung der vorstehenden Bedingungen
sowie die gänzliche Zurücknabm - dieser Bewilligung bleibt nach Maßgabe der
praktischen Er ' abrungen Vorbehalten.

Beschreibung:  Diese Hoblsteinmauern werden aus EiNbeitssteinen
gebildet , die entstellen , wenn zwei Normalziegelgrundriffe sReichsformat ) um
eine halbe Zieaeflänge und Via ? gegeneinander verschoben werden . Die Stein-
böbe ist zwei Zi -gelböben uermebrt um eine Fuge , also rund 15 am . In ieder
Wülfte des Bauelementes ist ein Hohlraum angeordnet , derart , daß die äußeren
Wandstärken 9 5 cm und die inneren 2 '5 em betragen . Die Eigenart der
Steinfarm ergibt einen Verband , der immer Voll auf Fug gemauert wird
Die Arbeitsform ist so eingerichtet , daß in ein und derselben Form nur durch
Einsetzen von Trennblechen auch olle Teil - und Anschlußsteine er -eugt werden
für Fensterausbildung , Wandanschllüse und Zwischenwände . Es lasten sich mit
diesen Elementen von IS , S5 . 88 und 51 cm Stärke Herstellen. Für eine
1 Stein starke Mauer braucht man für 1 m ? Mauerwerk 25 Steine Ein
Siein wiegt iinaekühr 11 -5 bg . 25 Stück „ D -Pax " Normalsteine für 1 m-
Aufrißflüche einer 25 cm starken Hoblmauer benötig -» 22 Liter Mörtel . Drei
ungelernte Arbeiter verfertigen mit einer „ Pax "-Mgschine in acht Stunden
550 „ V -Pax " -Steine . (M .Abt . 36 , 6329 .)

Erlaß
Z . 368.

des

31 .

Droqistenkonzessionen.
magistratischen Bezirksamtes für den 1. Bezirk,

Der Bürgermeister als Landeshauptmann hat mit Entschließung vom
11 . Juni 1921 , M Abe . 66/k 347 , dem Rekurse des H . Auer , verantwortlichen
Gefchäftsfübrers der offenen kandelsgesellschaft H . Auer gegen die Entscheidung
des M B A. 1 vom 15 . Mär , 1921 , M B A . 1 , 695/1/1920 , mit welcher
dessen Ansuchen um Erteilung einer Konzesston gemäß § 15 , Punkt 14 der
Gewerbeordnung zum Verkaufe der zur arzneilichen Verwendung bestimmten
Stoffe und Prüvarate mit Einschluß der medikamentös imvrägnierten Ver¬
bandstoffe . insofern - dies nicht ausschließlich den Avotbekern Vorbehalten ist und
zum Verschleiße künstlicher Mineralwässer im Standorte Wien , 1. Wivvlinger-
straße 15 abgewiesen wurde . Folge gegeben und der obaenannten Firma die
angestrebte Konzession verliehen , weil der Konzesffonsverleihnng ein im Gesetze
begründetes Hindernis nicht entgegensteht . Diese Konzession wurde im Gewerbe¬
register unter Reg .-Zahl eingetragen . Gleichzeitig wird die Bestellung des
Hermann Auer zum verantwortlichen Geschästsfübrer (Stellvertreter ) des
vorbezeichneten Unternehmens gemäß 88 3 und 55 Gewerbeordnung qewerbe-
behördlich genehmigt.

Z 4 ^ "^ magistratischen Bezirksamtes für den 1. Bezirk,

Auf Grund der gevfloqenen Erbcbungen wird dem Egon Alexander
Binzer gemäß Z 15 , Punki 14 der Gewerbeordnung die Konzession zum Ver¬
kaufe im großen von Giften und von zur arzneilichen Verwendung bestimmten
Stoffen und Präparaten , insokerne dies nicht ausschließlich den Avothekern
Vorbehalten ist, im Standorte 1. Franz Josefs -Kai 7/9 erteilt . Diese Konzession
wurde im hierämtlichen Gewerberegister unter der Zahl 5032 eingetragen

Erlaß des magistratischen
Z. 530.

Bezirksamtes für den 5 . Bezirk,

Das magistratische Bezirksamt für den 5 . Bezirk erteilt dem Wilhelm
Gollini die angcsuchte Konzession gemäß § 15 . Punkt 14 der Gewerbeordnung
zum Verkaufe von Giften , von zur arzneilichen Verwendung bestimmten
Stoffen und Präparaten , soweit dies nicht ausschließlich den Apothekern Vor¬
behalten ist, im Standorte Wien , 5 . Reinprechtsdorferstraße 38 . Diese

Konzesfion wurde im hierämtlichen Gewerberegister unter der Zahl 3155 ein¬
getragen.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den 8. Bezirk
Z . 1094 . '

° Das Bezirksamt erteilt dem Maximilian Finkler di - Konzession gemäß
5 15 , Punkt 14 der Gewerbeordnung zur Darstellung von Giften und zur
Zubereitung der zur arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffe und Präparate
sowie zum Verkaufe von beiden , insofern - dies nicht ausschließlich den Avo°
tb -kern Vorbehalten ist, im Standorte 8 . Strozzigeffe 32 . Diese Konzession
wurde im Gewerberegister unter der Zahl 1593 eingetragen.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den 8. Bezirk,
Z . 546.

Das R -zirksamt erteilt der ostenen Handelsgesellschaft Em . V . Coj ' an
k Co . die Konzession gemäß 8 15 , Punkt 14 der Gewerbeordnung zur Dar¬
stellung von Giften im großen und zur Zubereitung im großen der zur
arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffe und Prävarate und zum Grvß-
vertriebe Von beiden im Standorte 8 Serchenfelderstraße 88/90 . Diese Konzession
wurde ,m Gewerberegister unter Zahl 1618 eingetragen . Gleichzeitig wird die
Bestellung des Dr . Ludwig Beck zum verantwortlichen Geschästsfübrer des
vorbezeichneten Unternehmens gemäß 8 55 der Gewerbeordnung genehmigt.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den 8. Bezirk,
A . 1563.

Das Bezirksamt erteilt der offenen Handelsgesellschaft Schimanek L
Sketta die Konzession gemäß 8 15 , Pun ' t 14 der Gewerbeordnung zum
Betriebe des Großbandelz und des D -tailverkanfeS von Giften und von zur
arrneili » en Verwendung bestimmten Stoffen und Prävaraten mit Einschluß
der medikamentös imprägnierten Verbandstoffen , insofern - dies nicht aus-
schließlich den Apothekern Vorbehalten ist, sowie zum Verkaufe von künstlichen
Mineralwässern im Standorte 8 . Lenaugaffe 15 . Diese Konzession wurde im
Gewerberegister unter Zabl 1897 einq -traa -n . Gleichzeitig wird die Bestellung
des ,xranz Sketta zum verantwortlichen Geschäftsführer des vorbezeichneten
Unternehmens gemäß Z 55 der Gewerbeordnung genehmigt.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den 16 . Bezirk,
Z - 49.

Das Bezirksamt verleibt dem Franz Schön die Konzession zum Verkaufe
von Gissen u " d von zur arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffen und
Prävaraten mit Einschluß der medikamentös imprägnierten Verbandstoffe,
insofern dies nicht ausschließlich den Apothekern vorbebalten ist, sowie zum
Verschleiße von künstlichen Mineralwässern aemäß 8 16 , Punkt 14 der Ge-
werbeordnung im Standorte Wien . 16 . Kirchstetterngaffe 63 . Dies - Konzession
wurde im Gewerberegister unter Zahl 3117 eingetragen.

n. Narmativbestlmmungen.
32.

Auslassung der Magistratsabteiluug 41.
Zuteilung der sorsttechuischen Angelegenheiten rur

Magistratsabteilung 34.
Erlaß des Magistrats -Vize-Direktors Dr . August Mayr

vom 7. August 1921.
Der Herr g-fchäftsführende Vize -Bürgermeister hat auf Grund des

Stadtsenatsbeschluffes vom 26 . Juli 1921 , Pr . Z . 8792 , folgende Verfügung
getroffen : > -> »

„Die Magistratsabteilung 41 (Forstwirtschaft ) wird aufgelassen und deren
Geschäfte insbesondere auch di- dem Magistrate als politischer Landesbehörde
zufallenden forsttechnischen Angelegenheiten (Landesforstinspektor ) der Magi¬
stratsabteilung 84 (Wasserversorgung ) zur Behandlung zugewiesen . Diese
Geschäfte find ,m Rahmen der Magistratsabteilung 34 (Wasserversorgung ) als
eigenes Referat durch die zugeteilten forsttechnischen Beamten zu führen . "

Die G -schäftseinteilung für den M - gistratist daher abzuändern wie folgt:
Die Magistratsabteilung 41 (Forstwirtschaft ) ist aus der Geschäftsein,

teüung zu streichen . Im 3 . Satz der G -ichäftsoufzählimg der Magistrats,
abteilung 34 hat der Satzteil „ einschließlich der Forst -, Jagd - und Weide.
Angelegenheiten " zu entfallen ; dagegen ist am Schluffe der Aufzählung neu
anzufügen : „ Forst -, Jagd -, Weide - und Fischereiangelegenheiten bezüglich der
für Zwecke der Wafserversorgungsanlagen dienenden Liegenschaften . Weiters :
Wirtschaftstechnische Angelegenheiten (Verwaltung ) der Fondsgüter und der
städtischen Waldungen in Wien und Umgebung (bei letzteren mit Ausnahme
der Wiesen ) , Abgabe von Gutachten in Forst -, Jagd -, Weide - und Fischerei-
angeleg -nheit -n und bei der Nntzholzbeschaffung . Forsttechnisch - Angelegen¬
heiten , die dem Wiener Magistrate als volitischer Landes behörde zur Besor¬
gung zufallen . (Agenden des Landesforstinspeklors .) "
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3S.
Errichtung einer städtischen Ankündiguugsunter-

uehmung.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Karl Hartl vom

31 . August 1921 , M .D . 5214.

Dcr Stadtsenat hat in seiner Sitzung vom 19 . August 1921 zur
Pr . Z . 9641 folgenden Beschluß gefaßt:

1. Der Gemeindervt beschließt die Errichtung einer „ städtischen An¬
kündigungsunternehmung - und erkennt ihr die Eigenschaft einer Unternehmung
der Gemeinde gemäß Z 77 der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien zu.

2 . Zweck der Unternehmung ist der Betrieb des Ankündtgungsgeschäftes
und aller dazu notwendigen Einrichtungen unter Verwendung der hi zu
geeigneten Objekte der Gemeinde , ihrer Unternehmungen , Anstalten und Be¬
triebe , insbesondere auch des öffentlichen Gutes , die Wahrung und Auswertung
der privatrechtlichen und finanziellen Interesse ^ der Gemeinde hinsichtlich der
Ankündigungsflächen aus Holzschalung an Hausmauern und Einsendungen,
auf Bauplanken und Gerüsten, , auf Verkaufshütten , Kiosken und dergleichen,
die Abgabe von Gutachten an die zuständigen magistratischen Dienststellen
hinsichtlich platzzinspflichtiger Objekte aller Art , sowie die Beteiligung an
Ankündigungszeschäften privater Unternehmer und die Erwerbung solcher
Unternehmungen.

3 . Die städtische Ankündigungsunternehmung wird der Geschäfts¬
gruppe VIII angegliedert und dem Gemeinderatsausschufse für die städtischen
Unternehmungen unterstellt ; für sie gilt das mit dem Gememderatsbeschluffe
vom 28 . Mai l920 genehmigte Organisationsstatut für die Unternehmungen
der Gemeinde Wien.

4 . Der Betrieb der Unternehmung erfolgt unter der Firma „ Gemeinde
Wien — städtische Ankündigungsunternehmnng ".

5 . Insoweit zu Anlündigungszwecken Objekte verwertet werden , die
städtischen Unternehmungen oder nach kausmänngchen Grundsätzen geführten
städtischen Betrieben gehören , ist das aus diesen Teilen des Geschäftes sich
ergebende Erträgnis » ach Abzug aller diesbezüglichen Kosten und Spesen und
eines nach dem Umsätze zu ermittelnden Anteiles an den allgemeinen Unkosten
den betreffenden Unternehmungen und Betrieben zu überweisen ; für die Be¬
nützung des öffentlichen Gutes ist der jeweils vom Ausschuß VI festgesetzte
Platzzins zu entrichten ; der verbleibende Rest des Reinerträgnifses ist an die
eigenen Gelder der Gemeinde abzuführen.

6 . Bei der Durchführung der Geschäfte ist jeweils im Einvernehmen mit
den betreffenden Unternehmungen und städtischen Dienststellen vorzugehen und
sind etwa erforderliche behördliche Bewilligungen einzuholen.

Mit Rücksicht auf diesen Beschluß wirb die Geschäftseinteilung für den
Magistrat in folgender Weise abgeänoert:

In der Aufzählung der Geschäfte der Magistratsabteilung 36 ist nach
den Worten „Platzzinse " einzufügen : „mit Ausnahme der der städtischen An-
kündigungsunlernehmung zugewiesenen Angelegenheiten ' .

ES haben demnach die Magistratsavtellung 36 und die magistratischen
Bezirksämter alle Geschäftsslücke , die Ankündigungen auf den im Punkte 2 des
Stadtscnatsbeschlnffes angesührten Ankündigungsflächen betreffen , an die
städtische Ankündigungsunlernehmung abzutreten und Verzeichnisse der bereits
vorhandenen Ankündigungsflächen dieser Art mit Angabe der Bewilligungen,
Zinse , Bedingungen usw . ehestens der städtischen Amündigungsunternehmung
zu übermitteln ; ferner ist von den erwähnten Dienststellen das Erforderliche
zu veranlassen , daß die bestehenden Zinsvorschreibungen sür solche Ankündigungs-
stächen an die städtische Ankündigungsunternehmung überwiesen werden.

Auf die Verpflichtung dcr städtischen Ankündigungsunternehmung zur
Abgabe von Gutachten Uber platzzinspslichtige Objekte aller Art wird besonders
aufmerksam gemacht ; die in Betracht kommenden Dienststctzen werden ange¬
wiesen , hievon entsprechend Gebrauch zu machen und überhaupt hinsichulch
aller Arten von Reklamen , soweit Gemeindegur oder Gemeindeinteressen in
Betracht kommen , vor Erteilung einer Bewilligung mit der städtischen An-
kündigungsunternehmung das Einvernehmen zu pflegen.

Der Sitz der städtischen Ankündigungsunlernehmung ist dermalen IV .,
Favoritenstraße 11 ; die Unternehmung ist an die dortige Telephonzentrale der
Straßenbahndireltion angeschloffen.

»4«

Ausknnftserteilung über Gewerbeausschließungs-
grünve ; Gewcrberegister.

Erlaß de» Magistrats -Direktors Dr . Karl Hartl vom
31 . August 1921 , M . D . 5223.

Im Einvernehmen mit der Wiener Polizei -Direktion werden folgende
Verfügungen getroffen:

1. In Hinkunft find Anfragen auswärtiger Behörden , ob gegen eine
bestimmte Person Gewerbeausschlicßungsgründe vorliegen , nicht mehr zunächst
der Konskriptionsamts -Direktion zur Feststellung der Zuständigkeit , sondern
unmittelbar dem Strafregisteramt der Polizei -Direktion , wenn aber noch andere
Auskünfte gewünscht werben (zum Beispiel über Verläßlichkeit ) oder wenn der
Anfrage ein Akt angeschloffen ist, dem Korresponbenzbureau der Polizei-
Direktion zur direkten Erledigung abzutreten.

2 . Desgleichen sind eigene Anfragen über Vorliegen von Gewerbeaus-
schließungsgründen nicht mehr an das Polizei -Kommissariat , sondern an das

Strafregisteramt der Polizei -Direktion zu richten und dem Anfrageschr iben,
enthaltend das volle Nationale , bei Frauen auch die früheren Namen , Akte»
nicht beizuschließen.

3 . Gcwerbeentziehungen , Gewerbezurücknahmen und Entziehungen des
Rechtes , Lehrlinge und jugendliche Hilfsarbeiter zu »halten , sind nach ein¬
getretener Rechtskraft im Gewerberegister anmerken zu lassen.

Verzeichnis der im Bundesgesetzblatte für die
Republik Oesterreich und im Landesgesetzblatte für
Wie « veröffentlichten Gesetze , Boüzugsanweisnngeu,

Verordnungen und Kundmachungen.
rV. Bundesgesetzblatt.

432 . Verordnung über die Verwendung der Finanzwache als Steuer-
aufsicht und als Zollwache.

433 . Vlll . Verordnung zum Gehaltsklaffengesetze vom 30 . Juni 1919.
434 . Krankenkaffentaxe.
435 . Verordnung betreffend die Abänderung der neunten Ausgabe der

Arzneitaxe der österreichischen Pharmakopöe.
436 . Verordnung über die abermalige Erhöhung der Valutenumsatz-

fieuer.
437 . Verordnung betreffend die Festsetzung der Tarifgrundlagen für

Privatbahnen.

438 . Verordnung über ein Zahlungs - und Annahmeverbot sowie über
die Unterbrechung der Prozesse wegen Erfüllung der Geldverbindlichkciten in
alten Kronen im Verhältnisse zu Reuitalien.

439 . Verordnung über die Anmeldung gewisser Schulden und
Forderungen zwischen Angehörigen Oesterreichs und Neuitalien.

44V Verordnung über die Abänderung der Diensttitel für die Vor-
stände der BundeSdahnoirektionen und deren Stellvertreter.

441 . Verordnung betreffend eine Srraßenpolizeiordnung für die
Bundesstraßen.

442 . Verordnung betreffend Erhöhung der unteren Wertgrenzc sür die
Verpflichtung der Inhaber von Trödlergewerben , Käufe und Verläufe ohne
Rücksicht auf die Art des Gegenstandes m das Geschäftsbuch einzutragen.

443 . Verordnung betreffend vorübergehende Aenderungen des Eisen-
bahnbelrievsreglements.

444 . Durchführungsverordnung über die einmalige groß - Vermögens-
abgabe betreffend Bestimmungen für das Kärntner Volksabstimmungsgeblet.

445 . Verordnung betreffend die von den Studierenden an den
Universiläten zu entrichtenden Kollegiengelder.

446 . Verordnung betreffend die von den Studierenden an den
Technischen Hochschulen und au der Hochschule für Bodenkultur zu entrichtenden
Unterrichlsgelder.

447 . Verordnung betreffend die von den Studierenden an der Tier¬
ärztlichen Hochschule in Wien zu entrichtende » Unterrichlsgelder.

448 . Verordnung betreffend die von den Studierenden an der
Montanistischen Hochschule in Leoben zu entrichtenden Unterrichtsgelber.

449 . Verordnung betreffend die von den Studierenden an oer Akademie
der bildenden Künste und an oer akademischen Spezialschule sür Medailleur-
kunst zu entrichtenden Unterrichtsgeloer.

459 . Verordnung , mit welcher für die Hochschulen mit einheitlich fest¬
gesetztem Unterrichtsgeld der Vorgang zur Ermittlung des hievon den Lehr¬
kräften gebührenden Anteils geregelt wird.

451 . Verordnung betreffend die Taxen für die Verleihung akademischer
Grade und sür die Staats - uno Lehramtsprüfungen an den Hochschulen.

452 . Verordnung über die Gewährung von Gedührendcgünstigungen
sür das Verfahren betreffend die Aufhebung und Ablösung der Jagorcchte
auf fremdem Grund und Boden im Lande Tirol.

453 . Verordnung betreffend die Regelung des Verkehres mit Ammoniak-
soda und Aetznatron.

454 . Durchführungsverordnung zum V. Hauptstücke des Gesetzes
betreffend die direkten Perjonalsteuern.

455 . Berichtigung eines Druckfehlers im Bundesgesetzblatt -.
459 . Uebereinkommen über die Regelung der österreichischen Schulden

an belgische Staatsangehörige.
457 . Verordnung über die Zwangsvollstreckung im Gebiete der Landes-

regierung sür Slowenien m Laidach.
458 . Kundmachung über dch Erweiterung der Berzollungsbefilgniffe

des Straßeiizollamles Schmitter -Rheinbrücke.
459 . Verordnung über die Aussichtsbezirke der Gewerbeinspektion.
469 . Verordnung betreffend das Sondergewerbeinspeklorat sür die

Binnenschiffahrt.
461 . Verordnung betreffend die Verlängerung von Priorilätsfristen

zugunsten der Angehörigen der Vereinigten Staaten von Amerika.
462 . Bundcsgesetz über steuerliche Sonderbestimmungen sür gewiss-

öffentliche Anlehen.
463 . Verordnung über die Ausgabe allgemeiner Stempelmarken zu

-194 . Kundmachung Uber die Prozeßordnung des Oesterreichisch-
Belgischen Gemischten Schiedsgerichtshofes.

465 . Verordnung zum Gesetze gegen die Steuerflucht.
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466 . Beiordnung betreffend die Einführung einer Staatsprüfungs¬
ordnung für die Unterabteilung für FenerungS - und Gastechni ! an der
Technischen Hochschule.

467 - Verordnung betreffend die Abänderung des Gebührentarifes der
staatlichen Untersuchuntzsanstallen sür Lebensmittel.

468 . Berichtigung eines Druckfehlers im Bundesgesetzblatte.
469 . Kundmachung betreffend Borkriegsschulden zwischen Belgien und

Oesterreich . ^
470 . Kundmachung betreffend das Statut des Ständigen Inter¬

nationalen Gerichtshofes.
471 . Verordnung über die Abhaltung fakultativer Reifeprüfungen an

Handelsakademien.
472 . Verordnung über den Eigentumsvorbehalt an ausländischen

Rohstoffen.
473 . Verordnung betreffend Erhöhung des Zollausschlages.
474 . Verordnung zur Durchführung des Gesetze- über die Staffelung

der Levensmittelpreise.
475 . Verordnung , womit für das Burgenland Uebergangsbestimmnngen

getroffen werden.
476 . Verordnung über die vorläufige Einrichtung der Verwaltung , der

ordentlichen Gerichtsbarkeit , der RechnunzSkontrolle und der Verwaltungs -,
der Kompetenz - sowie der Wahlgerichtsbarkeit im Burgenlande.

477 - Verordnung betreffend die Erlassung einer vorläufigen Stadt-
und Landgemeindewahlordnung für die Landeshauptstadt Oedenburg , die
Städte Eilenstadl und Rust und sämtliche Groß - und Kleingcmeinden des
Burgenlandes.

478 . Verordnung , mit der vorläufige Anordnungen über das Justiz¬
wesen im Burgenlande getroffen werden.

479 - Verordnung , mit der die von den Verwaltungsbehörden anzu¬
wendenden strafrechtlichen Bestimmungen und die Vorschriften über das Ber-
waltungSftrafverfahren abgeändert werden.

480 . Vorläufige Hceresverordnung Burgenland.
481 . Verordnung , mit der die verbindende Kraft des Jnvaliden-

cntschädigungsgesetzes aus das Burgenland erstreckt wird.
48 » . Verordnung über die Siechtsanglcichung auf dem Gebiete der

öffentlichen Abgaben und des sonstigen Finanzwesens im Burgenlande.
483 . Verordnung , mit der sür das Burgcnland vorläufige Anordnungen

über den wirtschaftlichen Verkehr getroffen werden.
484 . Verordnung über das Assoziationswesen im Burgenlande . '
485 - Verordnung , womit sstr das Burgenland vorläufige Bestimmungen

über die Gewerbeberechtigung erlaffen werden.
486 . Verordnung über die Errichtung einer Landesstelle für Landarbeit

sür das Burgenland.
487 . Verordnung , womit Vorschriften über die Veröffentlichung von

Tisendahnranfen im Burgenlande erlaffen werden.
488 . Verordnung betreffend die Inkraftsetzung einiger das Postwesen

in Oesterreich regelnder Gesetze und Verordnungen im Burgenlande.
489 . Verordnung über das Telegraphen - und Fernsprechwescn im

Burgenlande.
490 . Verordnung über die Wiederaufnahme und die Durchführung des

Verwaitungsverfahrcns un Burgenlande.
491 . Verordnung über die Herausgabe eines Landesamtsblattes für

das Burgcnland.
492 . Verordnung betreffend die vorläufige .Aufrechterhaltung der für

die im Burgenlande gelegenen Bahnlinien geltenden Tarife.
493 . Kundmachung , mit der die Kundmachung des Handelsministers

vom 26 . April 1919 , R .-G .-Bl . 181 , außer Krast gesetzt wird.
494 . Verordnung , womit die festgesetzten Prüfungsgebühren für das

Wartepersonal von Dampfbetrieben abgeänderl werden.
495 . Verordnung betreffend Ausnahmsbestimmungen aus dem Gebiete

des gewerblichen Rechtsschutzes.
498 . Verordnung über Ausnahmsbcstimmungen auf dem Gebiete des

gewerblichen Rechtsschutzes zugunsten der Angehörigen der Vereinigten Staaten
von Amerika.

497 . Verordnung , womit Ausnahmen vom Bundesgesetze über die
Gleichstellung der Kammern sür Arbeiter und Angestellte mit den Kammern
für Handel , Gewerbe und Industrie getroffen werden.

498 . Kundmachung betreffend Vergleiche zur Regelung der vor oder
während des Krieges entstandenen Schulden von Oesterreichern an französische
Staatsangehörige . >-

499 . Kundmachung betreffend die neuerliche Erstreckung der Frist für
die Bauvollendung der Lokalbahn von Rustrechtshofen nach Gresten.

500 . Verordnung über die Gebühren der Geschwornen , Schöffen und
Vertrauenspersoncn.

501 . Verordnung über die G .bührcn der Sachverständigen und Dol¬
metsche un Strafverfahren.

502 . Durchführungsverordnung zur Kongruanovelle.
503 . Verordnung über den Beginn der Wirksamkeit des Bundesgesetzes

vom 15 . Juli 1921 , B .-Ä .-Bl . Nr . 423.
504 . Verordnung , mit welcher den Einwohnern des Kärntner Volks-

adstimmungsgebietes die Bekennlnisfrist zur einmaligen großen Vermögens¬
abgabe verlängert wird.

505 . Kundmachung über die Aufhebung der Erwerb - und Einkommen-
steucrbegünstigungen der den traktatmäßigen Handel in Oesterreich betreibenden
türkischen Staatsangehörigen.

506 . Verordnung über die Ausgabe neuer amtlicher Promeffenschcin-
blankette.

507 . Verordnung betreffend das Schulgeld und die sonstigen von den
Schülern an den Mittelschulen des Bundes zu entrichtenden Zahlungen.

508 . Verordnung betreffend die Schlachtvirhabstellungen in Tirol und
die Leistung von Ablösungstaxen durch die Viehbesitzer.

509 . Verordnung über die g-fällsämtlichen Anmeldungen des Antrittes
und der Verlegung gewisser Gewerbe.

310 . Verordnung betreffend die Verlängerung der Frist für Anträge
auf Ueberweisung von Rechtssachen an die Einigungsämler für Streitigkeiten
aus bestimmten Lieserungsvcrlrägen.

511 . Verordnung über eine zeitweilige Erhöhung der Gebühren der
gerichtsärzllichen Sachverständigen im Verfahren außer Streitsachen.

512 . Kundmachung über die Fristen in Anwendung des X . Teiles des
Siaatsvertrages von St . Gerffiain und des mit der französischen Regierung
abgeschloffenen Uebereinkommens im Verhältnis zu Elsaß -Lothringen.

513 . Verordnung zur Durchführung der Vollzugsanweisuna vom
5 . August 1919 , St .- G .-Bl . Nr . 464.

514 . Verordnung , mit welcher die Aufnahme von Aspiranten der
Pharmazie vorübergehend eingeschränkt wird.

515 . Verordnung über einige Aenderungen auf dem Gebiete des amt-
lichen Stempelausdruckes.

516 . Bundesgesctz , womit das BundeSgcsetz über die Führung des
Bundeshaushaltes adgeändert wird.

517 . Verordnung wegen Abänderung einiger Bestimmungen der
Ministenalverordnung betreffend den Handel und Verkehr mit ausländischen
Zahlungsmitteln.

518 . Verordnung über die Einführung von Sicherungsmaßnahmen im
Geschäftsverkehrs mit ausländischen Zahlungsmitteln und Devisen.

519 . Kundmachung betreffend den Beitritt der Republik Oesterreich zum
Berner Ucbereinkommen zur Unterdrückung der Verwendung von weißem
Phosphor.

520 . Verordnung betreffend Erhöhung des Zolloufschlages.
521 . Verordnung über die Entrichtung der Stempelgebühren für

Handels - und Gewcrbeaufschreibungen , Schecks und kurzfristige kaufmännisch -
Anweisungen , kaufmännische Rechnungen und Superlegaiisierungen.

522 . Verordnung betreffend die Satzungen des Pensionsinstitutes der
österreichischen Journalisten.

523 . Durchführungsverordnung zu den ZZ 269 a und 280 s des
Personaist -uergesetzes (Sicherungsmaßnahmen betreffend das Kapitaleinkommcn ).

524 Verordnung betreffend die Erhöhung des Verschleißpreises für
handelSstaustische Anmeldeformulare.

L . Landesgcsctzlilatt für Wien.

77 . Gesetz betreffend die Erhöhung der Gebühren für die Kranken - und
Leichenv-sörderung.

78 . Gesetz betreffend die Erlassung einer Hausbesorgcrordnung.
79 . Sperrgeldverordnung.
80 . Kundmachung betreffend die Festsetzung von Mindestansätzen für

das von den Mietparteien an die Hausbesorger zu leistende Rcinigungsgeld.
81 . Luxuswarenabgabe.
82 . Durchführungsverordnung zu dem Luxuswarenabgabcgesetz.
83 . Verordnung betreffend den Maximaliarif für das Rauchsungkehrer-

gewerbe in Wien.
84 . Bero -idnung betreffend den Ladenschluß und die Sonntagsruhe

während der bevorstehenden Wiener Messe.
85 . Kundmachung betreffend die Aufhebung der Beschränkung der Ein-

und Durchfuhr von Tieren , tierischen Rohstoffen und Gegenständen , welche
Träger des Ansteckungsstoffis sein können , aus Belgien.

86 . Verordnung betreffend die Festsetzung des Höchstpreises für den
Kleinvertanf von Brot m Wien.

87 . Kundmachung betreffend die Beschränkung der Ein - und Durchfuhr
von Tieren , tierischen Rohstoffen und Gegenständen , welche Träger des An-
steckungsstofses sein können , aus Brasilien.

88 . Verordnung betreffend die Sonntagsruhe im Gewerbe der Natur¬
blum endmber und -Händler am Sonntag , 11 . September 1921.

89 . Verordnung , mit welcher neue Höchstpreise für den Verkauf von
Milch m Wien festgesetzt werden.

90 . Kundmachung betreffend die Festsetzung von Preisen für Leucht¬
petroleum.

91 . Wiederbeleuchtung der Schwerfuhrwerke.
92 . Abgabe von freiwilligen Feilbietungen.
93 . Tariferhöhung für Kohlen - und Kokstransporte von den Wiener

Bahnhöfen.
94 . Höchstpreise sür den Kleinverschleiß von Mehl.
95 . Höchstpreis sür dm Kleinverschleiß von Brot.
96 . Verbot deS Fetlbietens von Erzeugnissen der Land - und Forst¬

wirtschaft.
97 . Preise sür Leuchtpetroleum.
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